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1996 schrieb der damalige Be-
zirksleiter Karl G. Kronawitter:
„Jubiläen sind kein Verdienst.
Was der Jubilar, was die Metal-
lerinnen und Metaller des Be-
zirks in 50 Jahren getan haben,
das allerdings begründet Ver-
dienste.“ Dem ist heute, im Juni
2016 nichts hinzuzufügen. 

Mit der vorliegenden Broschüre
wollen wir an einige Erlebnisse,
einige Stationen aus 125 Jah-
ren Deutscher Metallarbeiter-
verband bzw. IG Metall erinnern
– und aus 115 Jahren, die der
Bezirk nun in verschiedenen
Zusammensetzungen besteht.
Wir möchten diese Erinnerun-
gen wachhalten, weil wir aus
der Geschichte unserer Ge-
werkschaft lernen können und
lernen wollen:

zum Beispiel, dass Einheit•
und Geschlossenheit wich-
tige Voraussetzung sind,
um erfolgreich zu sein.
1933 traf die NSDAP auf
eine gespaltene Arbeiter-
bewegung – sie konnte
dann ihre Diktatur errich-
ten, die viele Millionen
Menschen das Leben kos-
tete

zum Beispiel, dass die•
Frage der täglichen und
wöchentlichen Arbeitszei-
ten von Anfang an ein
ganz wesentliches Hand-

lungsfeld der Metallarbei-
tergewerkschaften war –
schon vor der Gründung
des DMV gab es auch in
unserem Bezirk erste
Streiks für die Verkürzung
der überlangen Arbeits-
tage

zum Beispiel, wie sehr die•
Metal larbeitergewerk-
schaften in ihrer Ge-
schichte immer auch
politische Organisationen
waren und entsprechend
gehandelt haben – zur
Wahrung der Interessen
nicht nur ihrer Mitglieder

Wir wollen mit dieser Broschüre
auch an die erinnern, die in der
Vergangenheit über Generatio-
nen hinweg für unsere Ziele ge-
stritten und damit unsere
Gegenwart gestaltet haben.
Nur wenige werden auf den fol-
genden Seiten mit Namen ge-
nannt – es ist bei Rückblicken
ja fast automatisch so, dass
diejenigen genannt werden, die
zu ihrer Zeit jeweils im Lichte
der Öffentlichkeit standen. 

Unsere Broschüre soll aber ge-
dacht sein als eine Erinnerung
und Würdigung aller Menschen,
die sich seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts für die Interessen der
arbeitenden Menschen enga-
giert haben.

Jörg Köhlinger
Bezirksleiter

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen
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Die Revolution
von 1848 und die
Entstehung der
Arbeiterbewegung

In der deutschen Revolution
von 1848 erschien die lohnab-
hängige Bevölkerung zum ers-
ten Mal auf der politischen
Bühne. Vorher hatte es schon
einzelne Revolten gegeben,
zum Beispiel spontane Streiks
beim Eisenbahnbau oder 1844
der Aufstand der Weber in
Schlesien. Jetzt aber bildete
sich erstmals eine politische Ar-
beiterorganisation, die ‚Arbei-
terverbrüderung‘. Forderung
Nummer 1: Mindestlöhne in
jedem Betrieb. In vielen Städ-
ten entstanden Arbeiterbil-
dungsvereine. Und schließlich
entwickelten sich die ersten
Gewerkschaften: Die Buchdru-
cker und Zigarrenmacher gin-
gen voran. In Berlin gab es
schon einen Verein der Maschi-
nenbauarbeiter, ein erster
Schritt in Richtung einer Metall-
gewerkschaft.

In London – wohin er emigrie-
ren musste - formulierte Karl
Marx seine Einschätzung der
Lage und Aufgaben des Prole-
tariats: das Kommunistische
Manifest. Es fand allerdings da-
mals kaum Beachtung.

Zum ersten Mal wurde jetzt
auch in allen deutschsprachi-
gen Ländern ein Parlament ge-
wählt - mit Ausnahme der

Schweiz, die bereits ein demo-
kratischer Staat war. Das Par-
lament tagte in der Frankfurter
Paulskirche. Man wollte nicht
länger hinnehmen, dass die po-
litische Macht in den Händen
einer kleinen Adelskaste lag.
Alle Macht sollte vom Volke
ausgehen. Aber die alten ge-
sellschaftlichen Kräfte waren zu
stark.  Das preußische Militär
schoss die revolutionäre Bewe-
gung zusammen.  Ein Jahr spä-
ter war der Traum von einer
Demokratie ausgeträumt. Alle
freiheitlichen Organisationen
wurden verboten.

I. Der Deutsche Metallarbeiter-Verband (DMV)

1848
Paulskirche
Frankfurt

1848
Barrikadenkämpfe
Frankfurt

1844
Aufstand der 
schlesischen Weber

1848/49
Revolution
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Die ersten Schritte
der Gewerkschafts-
bewegung 

1848 hatte die Industrialisie-
rung in Deutschland erst be-
gonnen. 

Die Arbeiterbevölkerung war
zahlenmäßig noch klein, aber
die wirtschaftliche Entwicklung
schritt schnell voran. Neue
Spielräume entwickelten sich.
1869 wurde das Recht zur Bil-
dung von wirtschaftlichen Inte-
ressenvertretungen, das Koali-
tionsrecht, in weiten Teilen
Deutschlands anerkannt.

Zahlreiche Gewerkschaften
entstanden neu - oft auf einen
Beruf oder eine Region be-
schränkt. Noch standen sie auf
schwankendem Boden. Ein
verlorener Streik und sie ver-
schwanden wieder. Wann Ar-
beitskämpfe sinnvoll waren 

oder nicht, musste erst erlernt
werden. Selbsthilfe spielte eine
große Rolle, z.B. Unterstüt-
zungsleistungen bei Arbeitslo-
sigkeit und Krankheit, oder die
Gewährung von Rechtsschutz. 
Unter Reichskanzler Bismarck
wurden die Gewerkschaften
noch einmal für 12 Jahre verbo-
ten, wenn ihnen eine Nähe zur
Sozialdemokratie  nachgewie-
sen werden konnte. Die Ge-
werkschaften unterliefen die
Bestimmungen. 1890 wurde
das ‚Sozialistengesetz‘ abge-
schafft, weil es sich als wir-
kungslos erwiesen hatte.

1848
Mitgliedskarte
Arbeiterverein

1849
Arbeiterzeitung

1878
Erlass des Sozialistengesetzes

1890
Das Sozialistengesetz tritt
außer Kraft
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Die Gründung des
Deutschen Metall-
arbeiter Verbandes
(DMV) 

Jetzt war der Weg frei für eine
neue Aufstellung der Gewerk-
schaften. Die Berufsgewerk-
schaften waren am widerstands-
fähigsten.  

Aber sie mussten einsehen: Auf
sich alleine gestellt konnte eine
Berufsgruppe gegen den Unter-
nehmer nicht mehr viel errei-
chen. Gemeinsam konnten sie
ihre Interessen wirksamer
durchsetzen. Am 1. Juni 1891
versammelten sich  daher ver-
schiedene Verbände von Me-
tallarbeitern – Schlosser, Klemp-
ner, Former, Feilenhauer, Me-
chaniker und andere – am Me-
rianplatz in Frankfurt am Main.
Sie beschlossen, den Deut-
schen Metallarbeiter-Verband -
kurz DMV -  zu gründen.

Der DMV wählte ein völlig
neues Organisationsprinzip. Er
war die erste moderne Indus-
triegewerkschaft in Deutsch-
land. Ein ganzer Industriezweig
sollte erfasst werden und in
jedem Betrieb nur eine Gewerk-
schaft existieren. Alle Lohnab-
hängigen konnten beitreten:
Frauen und Männer, Gelernte
und Ungelernte, Deutsche und
Ausländer, Lehrlinge und Ge-
sellen. Die wenigen Angestell-
ten damals waren allerdings
noch nicht im Blickfeld der Ge-
werkschaft.

Der Grundgedanke hieß Soli-
darität. Nur wenn alle zusam-
menhielten und die Stärkeren
die Schwächeren mitnahmen,
konnte man sich gegen die Un-
ternehmer behaupten.

Die Metallindustrie war der
wichtigste und dynamischste
Wirtschaftssektor Deutsch-
lands. Zur Koordination dieses
großen Organisationsfeldes
brauchte man einen starken
Vorstand. Zugleich erhielten die
Ortsvereine - wir würden heute
Geschäftsstellen sagen – eine
große Unabhängigkeit, um auf
die örtlichen Verhältnisse be-
weglich reagieren zu können.
Dieses Prinzip gilt bis heute. Im
Inneren entwickelte der DMV 

eine bemerkenswerte Ver-
sammlungsdemokratie.  Einmal
im Monat war die Vollversamm-
lung der Mitglieder der Verwal-
tungsstelle.  Genauso oft traf
man sich als Berufskollegen,
z.B.  die Schlosser oder die
Elektriker. Bei bestimmten 

1891
Werbepostkarte 

Deutscher 
Metallarbeiter-

verband

1891
Gründungslokal
Frankfurt Merianplatz

Anlässen, vor allem in Zusam-
menhang mit Streikaktionen,
wurden außerdem die Mitglie-
der in den  Betrieben zusam-
mengerufen. Nach den
Unterlagen des DMV hatte es
im Jahr 1910 etwa  92.000 Ver-
sammlungen gegeben.  

1891
Gründungskongress des Deut-
schen Metallarbeiterverbandes
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Die gewerkschaft-
lichen Ziele damals
und heute

Was hatte sich der Metallarbei-
ter-Verband zum Ziel gesetzt?
Die Löhne der Facharbeiter
reichten gerade aus, die kinder-
reichen Familien zu ernähren.
Die Ungelernten verdienten oft
nicht genug, um ihre Familien
ausreichend ernähren zu kön-
nen. Die Lebensbedingungen,
besonders die Wohnverhält-
nisse, waren bedrückend. Des-
wegen mussten die Löhne
dringend erhöht werden.

Das zweite Ziel war genauso
wichtig: Die Senkung der Ar-
beitszeit. Die Beschäftigten in
der Industrie arbeiteten – die
Pausen nicht mitgerechnet -
durchschnittlich 11 Stunden am
Tag einschließlich sonnabends.
Bezahlten Urlaub gab es nicht.
Was blieb da noch vom Leben
übrig? Besonders bitter war das
Schicksal der Arbeiterinnen
durch die doppelte Belastung
von Familie und Beruf. In ihren
Lebenserinnerungen schreibt
die Arbeiterin Adelheid Popp
ihren größten Wunsch: Einmal
ausschlafen können.

Von Anfang an war die Forde-
rung nach einem selbststimm-
ten Leben eine starke Antriebs-
kraft der Gewerkschaftsbewe-
gung: Der Zugang zu Bildung
und Kultur, Zeit für die Familie,
Natur erleben und Reisen, teil-
haben zu können an Freuden
und Genüssen dieser Welt. Ein 

entscheidender Schlüssel dazu
lag in der Senkung der Arbeits-
zeit.  

Damals wurden Jahr für Jahr
zahlreiche Arbeitskämpfe ge-
führt. Sie gingen fast genauso
oft um den Lohn wie um die Ar-
beitszeit. Im Statut des DMV
von 1901 heißt es ausdrücklich:
Sind mehrere Streiks beim Vor-
stand angemeldet, so ist jenen
Bewegungen das Vorzugsrecht
einzuräumen, welche die Ver-
kürzung der Arbeitszeit in Aus-
sicht nehmen. (§17,4) Schon
1883 streikten die Schreinerge-
sellen in Frankfurt am Main für
einen kürzeren Arbeitstag. Glei-
ches geschah im Mai/Juni 1886
in Frankenthal, die Arbeiter der
Schnellpressenfabrik Albert &
Cie. forderten mit ihrem Streik
den Zehnstundentag. 1907
streikten z.B. dann bei Buderus
in Hirzenhain 243  Former,
Hilfsarbeiter und Schlosser für
zehn Stunden am Tag. 178 von
ihnen waren zuvor Mitglied des
DMV geworden. Daneben ging
es immer wieder auch um Ar-
beitsbedingungen und Leis-
tungsanforderungen: um Ak-
kordsätze, Belastungen, Pau-
senregelungen, und Schutz vor
Unfällen. Die weiteren Ziele
waren vor allem politischer
Natur: Das deutsche Kaiserreich
stellte eine – von schwachen
Parlamenten etwas abgemil-
derte – Militärdiktatur dar. 

Daher verlangte die Gewerk-
schaft einen sozialen Staat,
Arbeiterrechte und Demokra-
tie. Das bedeutete zum Bei-
spiel: Renten, von denen
man leben konnte, Anerken-
nung der Tarifverträge, Pres-
sefreiheit und eine
Regierung, die dem Volk ver-
antwortlich war. Am Ende
dieses Prozesses sollte eine
demokratische sozialistische
Gesellschaft stehen.

Die Verbesserung der Ein-
kommensverhältnisse, eine hu-
mane Gestaltung der Arbeits-
bedingungen, Verkürzung der
Arbeitszeit, die Schaffung eines
sozialen Staates und die De-
mokratisierung der Gesell-
schaft: Das sind Ziele, die uns
von Anfang an begleiteten und
auch in Zukunft unser Handeln
bestimmen werden. 

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

1900
Produktion Opel

Rüsselsheim

1900
Schmiede KSB 
Frankenthal

1891 
Schwerpunkt des DMV: Kämpfe
für die Verkürzung der Arbeits-
zeit
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Die Entstehung
des Bezirks Frank-
furt

Der DMV erlebte eine Erfolgsge-
schichte. 1891 mit 23 000 ge-
startet besaß er zwanzig Jahre
später über eine halbe Million
Mitglieder und wurde damit zur
größten Industriegewerkschaft
der Welt. Bereits 1901 hatte der
Verband so viele Mitglieder, dass
10 Bezirke gegründet werden
mussten. 

So entstand der Bezirk Frankfurt
mit der Nummer 8. Das erste
Büro der neuen Bezirksleitung
befand sich in der Häberlinstraße
14 in Frankfurt-Eschersheim,
zum Bezirksleiter wurde Fritz
Ehrler berufen. Der damalige Be-
zirk umfasste Hessen, das Ge-
biet um Koblenz, Trier und
Mainz, das Saarland, Luxem-
burg und das nördliche Lothrin-
gen – aber noch nicht die Pfalz,
die gehörte damals zum Bezirk
Stuttgart. Es war ein sehr unter-
schiedlich zusammengesetzter 

Bezirk. Das Rhein-Main-Gebiet
sowie Kassel waren aufstre-
bende Industrieregionen, vor
allem vom Maschinenbau ge-
prägt. Dazwischen lag viel länd-
licher Raum, in dem Klein- und
Mittelbetriebe vorherrschten. 

Der Schwerpunkt des Bezirks
lag im Raum Frankfurt. Die Stadt

selber war damals eine bedeu-
tende Industriestadt. Allein in den
Adlerwerken arbeiteten vor dem
Krieg 3000 Menschen. Die Ver-
waltungsstellen Frankfurt, Offen-
bach, Hanau, Mainz, Wiesbaden
und Darmstadt besaßen etwa
70% der Mitglieder. Einen Son-
derfall stellte das Saarland da.
Trotz großer Eisen- und Stahlbe-
triebe gelang es den Gewerk-
schaften nicht, dort Fuß zu
fassen.  Hier regierte die Unter-
nehmerfamilie Stumm, deren au-
toritäre Herrschaftsmethoden
gefürchtet waren. In der Öffent-
lichkeit wurde das Saarland 

wegen seiner Rückständigkeit
als Saar-Arabien belächelt. 

Auf Grund der katastrophalen Ar-
beitsbedingungen in der Kriegs-
wirtschaft sah sich die Reichs-
regierung im Dezember 1916
gezwungen, Arbeiterausschüs-
se einzuführen. Dadurch erhiel-
ten die Gewerkschaften, darun- 

1911
Gründung des Bezirks
Frankfurt

ter der DMV,  Zugang zu den Be-
trieben. Nun strömten auch an
der Saar die Beschäftigten in die
Gewerkschaften. Binnen weni-
ger Monate wurde Saarbrücken
zur viertgrößten Verwaltungs-
stelle des DMV im Bezirk. 

1910
Volksstimme (vorne) und 

Gewerkschaftshaus (hinten) Hanau

1910
Gewerkschaftshaus

Frankfurt

1901
Der DMV bildet 10 Bezirke
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Die größte Indus-
triegewerkschaft
der Welt

Gewerkschaftspolitisch brach-
ten die ersten beiden Jahr-
zehnte dem DMV eine Reihe
hart erkämpfter Erfolge. Die Ar-
beitszeit konnte um eine
Stunde und mehr pro Tag ver-
kürzt werden. Die Reallöhne
stiegen um über 20 %. Immer
mehr Tarifverträge wurden ab-
geschlossen.

Aber auch die Arbeitgeber or-
ganisierten sich. Immer öfter
wurde die Aussperrung einge-
setzt. Besonders hartleibig tra-
ten die Ruhrindustriellen auf.
Bei Krupp wurde jeder entlas-
sen, der irgendwie mit Gewerk-
schaften in Verbindung ge-
bracht werden konnte. Schwar-
ze Listen waren die Regel.
Noch kurz vor Ende des Kaiser-
reichs erklärte der Vertreter der
‚Stahlbarone‘ stolz, noch keinen
lebenden Gewerkschaftssekre-
tär gesehen zu haben. 

1910
Adlerwerke Frankfurt

1910
Kundgebung 
Wahlrecht 
Frankfurt
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Der erste Welt-
krieg 1914 - 1918

Der erste Weltkrieg veränderte
alles. Bis zum Kriegsausbruch
gab es in vielen Städten Frie-
denskundgebungen, die von
der Arbeiterbewegung organi-
siert wurden. Als der Krieg Tat-
sache war, änderte sich die
Situation. Wie alle Gewerk-
schaften schwenkte auch der
DMV auf die Burgfriedenpolitik
ein, ein Stillhalteabkommen mit
der Regierung. Teilweise aus
Angst vor dem Verbot und der
Zerschlagung der Organisation,
teilweise auch angsteckt von
Patriotismus und der Hoffnung,
von einem deutschen Sieg pro-
fitieren zu können.

Im DMV sammelte sich bald die
Opposition gegen diese Politik.
Ihr Kopf war ein junger politi-
scher Sekretär in Frankfurt, der
für die SPD und den DMV ge-
arbeitet hatte: Robert Diss-
mann. 

Auf dem Gewerkschaftstag
1917, während des Krieges,
hielt Dißmann eine flammende
Rede gegen den Burgfrieden.
Mit einer knappen Mehrheit von
9 Stimmen entging der Vor-
stand noch einmal der Verurtei-
lung seiner Politik. In Saar-
brücken erklärte der dortige
DMV-Bevollmächtigte, dass
seine Organisation ein scharfer
Gegner aller Streikbestrebun-
gen sei. Im März 1918 bean-
tragte dagegen die Jahresver-
sammlung der DMV-Verwal-
tungsstelle Frankfurt am Main
die Einberufung einer außeror-
dentlichen Generalversamm-
lung, um mit der bisherigen
Haltung zu brechen. Georg
Bernard, ab 1920 Bezirksleiter
des DMV, war einer der Befür-
worter des Antrages.

Streiken gegen den
Krieg

In Berlin sammelten sich Vertrau-
enskörperleiter der größeren
Metallbetriebe. Sie bildeten den
Obleutekreis, der streng geheim
arbeiten musste. An seiner
Spitze stand Richard Müller, der
Sprecher der Berliner Dreher.
Dieser Kreis bereitete die größte
Aktion vor, die es bis dahin  zur
Beendigung des Krieges gege-
ben hatte. Ende Januar 1918
streikten eine Million Metallarbei-
terinnen und Metallarbeiter in der
Rüstungsindustrie eine Woche
lang gegen den Krieg. Schwer-
punkt war Berlin, wo sich allein
500.000 Menschen am Streik
beteiligten. Aber auch in Leipzig,
Braunschweig und anderen
Städten gab es Arbeitsniederle-
gungen. 

An den Streiks und Demonstra-
tionen beteiligten sich viele
Frauen. Während des Krieges
waren weit über eine Million
Frauen gezwungen, ihr Brot in
der Rüstungsindustrie zu verdie-
nen.  Das bedeutete z.B. Grana-
ten drehen, schwerste körper-
liche Arbeit, extrem lange Ar-
beitszeiten und oft schreckliche
Unfälle. Am Ende des Krieges
war fast ein Viertel der Mitglieder
des DMV Frauen. Die Arbeitsbe-
dingungen, der Hunger in den
Familien und die Sorge um die
Angehörigen an der Front trieb
sie auf die Straße.

Der Streik erreichte sein Ziel
nicht. Viele Streikende wurden
an die Front geschickt. Aber er
war so etwas wie die General-
probe für die Novemberrevolu-
tion 1918.  

1920
Vorstand DMV

rechts Dißmann

1918
Revolutionäre Soldaten

Frankfurter Hof

1914
Der DMV hält Burgfrieden

1918
Novemberrevolution
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Die Novemberrevo-
lution 1918 und der
Richtungswechsel
im Vorstand

November 1918: Die Matrosen
meuterten. Die Soldaten wähl-
ten Räte. In den Fabriken
wurde gestreikt, Friedensde-
monstrationen überall. Der
Krieg musste beendet werden.
Die Unternehmer waren aus
Angst vor der Sozialisierung
der Betriebe zu unglaublichen
Zugeständnissen bereit: Aner-
kennung der Gewerkschaften
und der Tarifverträge. Alle Ar-
beitsverhältnisse sollten durch
Tarifverträge geregelt werden,
8-Stundentag bei vollem Lohn-
ausgleich. Deutschland erhielt
eine demokratische Verfas-
sung. Frauen bekamen zum
ersten Mal das Wahlrecht. 

Aber diese Erfolge waren nicht
gesellschaftlich abgesichert.
Die wirtschaftliche Macht blieb
unangetastet. Der Staatsappa-
rat durfte weitermachen. In der
Reichswehr herrschten die al-
ten Offiziere. Das war umso
fahrlässiger, da ein Macht-
kampf um die Verteilung der
Lasten des verlorenen Krieges
vor der Tür stand.

Auf dem Gewerkschaftstag im
Oktober 1919 zog der DMV Bi-
lanz. Der alte Vorstand musste
abtreten, und Robert Dißmann,
der Sprecher der Opposition,
wurde zum neuen Vorsitzenden
gewählt. Er forderte, die Macht
der Wirtschaft durch Sozialisie-
rung von Schlüsselindustrien
und betriebliche Mitbestim-
mung  einzuschränken: Wer 

das nicht tue, gebe den Unter-
nehmern auch die politische
Macht zurück.

Der Bezirk Frank-
furt nach der No-
vemberrevolution 

Der Bezirk Frankfurt hatte
durch den Friedensschluss
Lothringen und Luxemburg ver-
loren, sonst blieb das Territo-
rium gleich. Aber sein Gesicht
veränderte sich vollkommen.
Die Politisierung durch Krieg
und Revolution hatte zur Folge,
dass die Beschäftigten in die
Gewerkschaften strömten,
selbst in Gegenden, wo der
DMV bisher „Unsummen von
Zeit und Geld…. vergeblich
ausgegeben hatte“ (J.u.H.
1919, S.349). „Manche Orts-

gruppen ka-men ganz
von selbst“ (a.a,O, S.
260). Die Bezirkslei-
tung hatte Mühe, die
Beitragsmarken recht-
zeitig zu liefern. Bei
den Tarifverhandlun-
gen registrierte man
einen Organisation-
grad von 81,3% (a.a.O.
S. 254). 

In ganz Deutschland
waren Ende 1919
etwa 70% aller Metall-
arbeiter/ innen im 

DMV organisiert. Die Entwick-
lung im Saarland fällt beson-
ders auf. Die Zeit der
Alleinherrschaft der Familie
Stumm war vorbei. Die Arbeiter
in den Hüttenwerken organi-
sierten sich. Gab es vor dem
Krieg lediglich 408 Mitglieder
(Ebenau, S.81), so hatte die
Verwaltungsstelle Saarbrücken
– zuständig für das ganze
Saarland – jetzt mehr als
31000. 

Das veränderte politische Klima
hatte diese Erfolge ermöglicht.
Aber sofort musste das Er-
reichte wieder verteidigt wer-
den. Die Inflation setzte ein. In
harten Auseinandersetzungen
versuchte der DMV, die Löhne
vor der Entwertung zu schüt-
zen.  Das wurde immer schwie-
riger.
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1917
Rüstungsproduktion
Stempel AG 
Frankfurt

1919
Generalversammlung des DMV
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Der Kampf um die
Errungenschaften
der Novemberrevo-
lution

Die neue Demokratie war kaum
ein Jahr alt, da wurde sie auf
ihre erste Bewährungsprobe
gestellt. Rechtsradikale Trup-
pen unter Führung von Kapp
und Lüttwitz putschten in Berlin.
Die Reichswehr unternahm
nichts. Nur ein gewaltiger Ge-
neralstreik mit mehr als 12 Mil-
lionen Beteiligten zwang die
Putschisten nach einer Woche
in die Knie. Die Mitglieder des
DMV gehörten in vielen Orten
zu den aktivsten Kämpfern für
die Verteidigung der Demokra-
tie. Aber die Kräfteverhältnisse
hatten sich verändert. Das Be-

triebsrätegesetz von 1920 ent-
hielt keine echten Mitbestim-
mungsrechte. Es folgten Jahre
heftigster Streiks und Aussper-
rungen. Die Regierung wurde
inzwischen von bürgerlichen
Parteien gebildet. Sie förderte
die Inflation, um zu demonstrie-
ren, dass sie die Kriegsent-
schädigungen nicht zahlen
konnte. Das kam zugleich den
Unternehmern zugute, die über
Sachmittel verfügten, z.B. Fa-
brikanlagen. Durch die Inflation
stießen die klassischen ge-
werkschaftlichen Kampfmittel
an ihre Grenzen. Der DMV for-
derte eine Sachmittelerfassung
und Besteuerung, aber die Ge-
werkschaften konnten sich
nicht zu einer entschlossenen
politischen Aktion durchringen.

Die Inflation stieg
und stieg. Zum
Schluss vervielfäl-
tigten sich die Prei-
se täglich, und die
Einkommen fielen
auf ein Hungerni-
veau. Jeden Nach-
mittag wurden die
Löhne auf dem Fa-
brikhof neu verhan-
delt. Das Tarifsystem und das
Unterstützungswesen brachen
zusammen. Von diesem Schlag
haben sich die Gewerkschaften
nicht mehr erholt.

Auch der 8-Stundentag wurde
in Frage gestellt. Im südlichen
Teil des Bezirks Frankfurt hat-
ten sich die Beschäftigten am
Sonnabend etwas Luft ver-
schafft und durften nach 6
Stunden heimgehen. 1922 grif-
fen die Unternehmer zu einer
Massenaussperrung und nah-
men ihnen erst einmal dieses
bisschen Freizeit am Wochen-
ende. In einem schriftlichen Ul-
timatum hieß es zur Begrün-
dung: Der Verband der Metall-
industriellen verlangt die 48-
Stundenwoche deshalb, weil
die wirtschaftliche Notlage un-
seres Volkes dieses gesetzlich
zulässige Maß der Arbeitsleis-
tung dringend erheischt. Ab
1924 wurde dann in der ganzen
Metallindustrie wieder länger
als 8 Stunden am Tag gearbei-
tet. 

Kurze Atempause

Die Lage spiegelte sich auch in
der Mitgliederentwicklung wie-
der. Der Bezirk Frankfurt hatte
Ende 1920 148.000 Mitglieder,
Ende 1924 waren es nur noch
nur noch 62.000. Nur langsam
konnte danach ein Teil des ver-
loren gegangenen Einflusses
zurückgewonnen werden.

Die zweite Hälfte der zwanziger
Jahre verlief zunächst ruhiger.
Der DMV stabilisierte sich wie-
der. Mit Stolz konnte er 1926
die Einrichtung der ersten ge-
werkschaftlichen Bildungsstätte
mit festangestellten Lehrern in
Bad Dürrenberg feiern. Dies
war ein besonderes Anliegen
von  Robert Dißmann gewesen,
der leider im gleichen Jahr
überraschend starb. Er war ein
Mensch mit klaren politischen
Grundsätzen und hatte es zu-
gleich geschafft, den DMV in
diesen stürmischen Zeiten zu-
sammenzuhalten. 

1920
Demonstration gegen
den Kapputsch
Frankfurt

1926
DMV-Schule in 

Bad Dürrenberg

1920
Das Betriebsrätegesetz wird 
erlassen

1922
Aussperrung gegen den 
Achtstundentag
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Die Weltwirschafts-
krise

Die  Weltwirtschaftskrise ab
Herbst 1929 stellte alles bisher
Erreichte in Frage. Im Sommer
1932 waren 23,5 %  der DMV-
Mitglieder noch vollbeschäftigt,
29 % in Kurzarbeit und 47,5 %
arbeitslos. Die Industrieproduk-
tion sank auf 42%. Arbeits-
kämpfe waren kaum noch
möglich. Die Tarifverhandlun-
gen gingen jetzt nicht mehr um
Lohnerhöhungen, sondern um
das Ausmaß der Lohnkürzung.
Die Adlerwerke in Frankfurt for-
derten 1932 eine Lohnkürzung
von 15%. Der Schlichter ent-
schied auf 12%. Durch passi-
ven Widerstand konnten die
Arbeiter noch einige kleine Ver-
besserungen erreichen, mehr
nicht.

Der Kampf gegen
die NSDAP

Der Sieg des Nationalsozialis-
mus war nicht zwangsläufig.
Noch immer hatten die Arbeiter-
parteien fast 40% der Wähler.
Die Einbrüche der Nazis in das
Industriearbeitermilieu waren
vergleichsweise gering. Die Ar-
beitslosen wählten in ihrer
Mehrheit kommunistisch. Aber
die Arbeiterbewegung war tief
gespalten.  Kommunisten be-
schimpften die Sozialdemokra-
ten als Sozialfaschisten, spal-
teten die Arbeiterorganisatio-
nen und bildeten eigene Ge-
werkschaften. Sozialdemokra-
ten nannten die Kommunisten 

rotlackierte Nazis. Die Gefah-
ren einer nationalsozialisti-
schen Machtübernahme wur-
den von beiden Seiten völlig
unterschätzt. Dringend notwen-
dig wäre ein gemeinsames
Handeln zur Verteidigung der
Demokratie gewesen. 

Nur wenige hatten verstanden,
was die Stunde geschlagen
hatte. Dazu gehörten linke So-
zialdemokraten, die sich in der
SAP gesammelt hatten - unter
ihnen Otto Brenner, der spätere
Vorsitzende der IG Metall – und
die oppositionellen Kommunis-
ten der KPO, zu denen Willi
Bleicher zählte, der spätere
Stuttgarter Bezirksleiter. Ihre
warnenden Stimmen gingen
aber im Kampfgetöse der Par-
teien unter.  

Selbst als die demokratische
preußische Regierung wider-
rechtlich im Juni 1932 durch
den rechten Reichskanzler von
Papen abgesetzt wird, konnten
sich Gewerkschaften und Par-
teien nicht zu einer gemeinsa-
men Aktion entschließen. Da-
nach wurde die Lage immer
schwieriger. Auch die letzte
Chance zum gemeinsamen Wi-
derstand, die Ernennung Hitlers
als Reichskanzler am 30. Ja-
nuar 1933, wurde vertan.

Der DMV äußerte sich kriti-
scher und kämpferischer als
andere Gewerkschaften, aber 

auch er ordnete sich der Mehr-
heit unter. Im April 1933 ver-
suchten die Gewerkschaften
ihre Organisation zu retten,
indem sie ihre Beteiligung an
offiziellen Maifeiern anboten. 

1931
Gewerkschaftshaus

Frankfurt

1933
Gewerkschaftshaus

Frankfurt

1929
Weltwirtschaftskrise

1933
Machtübergabe an die NSDAP

Die Nazis begriffen das höchs-
tens als Zeichen der Schwäche
und verboten die Gewerk-
schafte am 2. Mai.
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Der Sieg des Fa-
schismus und der
Widerstand aus der
Arbeiterbewegung

In wenigen Wochen wurde die
Aufbauarbeit mehrerer Genera-
tionen zerstört. Die Tarifverträge
wurden beseitigt, Betriebsräte
abgeschafft, Streiks verboten.
Die Unternehmer konnten im
Betrieb wieder schalten und
walten, wie sie wollten. Zur Not
stand ihnen der Gewaltapparat
des Staates zur Verfügung. Be-
triebliche Aktionen waren nur
im kleinsten Umfang möglich.
Wer im Sinne der Gewerkschaft
weiterarbeiten wollte, musste
dies illegal tun. Das war nur
noch in kleinen Zirkeln möglich.

Der erste und stärkste Wider-
stand gegen die nationalsozia-
listische Diktatur kam aus der
Arbeiterbewegung. Aus der
neueren Forschung wissen wir,
dass sich viel mehr Kolleginnen
und Kollegen als bisher vermu-
tet im gewerkschaftlichen Wi-
derstand organisiert hatten. Sie
bildeten Gruppen und Netz-
werke, tauschten Nachrichten
aus und unterstützten sich ge-
genseitig. Soweit es möglich
war, versuchten sie, die Nazis
zu entlarven und kleine Aktio-
nen durchzuführen. Eine be-
sonders wichtige Arbeit leistete
die Internationale Transportar-
beiterföderation unter Edo Fim-
men, die Verbindungen nach
Deutschland herstellte und Un-
terstützung organisierte. 

Die meisten, die
in den Wider-
stand gingen, or-
ganisierten sich
allerdings in politi-
schen Zusam-
menhängen. An
fast allen größe-
ren Widerstands-
gruppen aus der
Arbeiterbewegung
waren Metallerinnen und Metal-
ler beteiligt. Viele von ihnen
wurden verhaftet, ins Zucht-
haus oder KZ geworfen und
mussten für ihren Mut und ihre
aufrechte Haltung mit der Ge-
sundheit oder dem Leben be-
zahlen. Unter ihnen ist der
Wetzlarer Metallarbeiter Erich
Deibel, bis zum Verbot 1933
Mitglied des DMV. Er arbeitet
seit 1938 in den Wetzlarer Bu-
derus-Eisenwerken. Nach dem
Beginn des Krieges 1939 hört
er regelmäßig deutschspra-
chige Sendungen des Londo-
ner Rundfunks, spricht darüber
mit Arbeitskollegen und verbrei-
tet bei Buderus Losungen
gegen die NS-Diktatur. Vier
Wochen nach dem Überfall
deutscher und verbündeter
Truppen auf die Sowjetunion
schreibt er in der Nacht zum 22.
Juli 1941 die Parole “Arbeiter -
Helft Russland - Streikt - auf für
die KPD” an eine Wand. Noch
am selben Tag festgenommen,
wird er am 6. Juni 1942 zum
Tode verurteilt und am 15. Au-
gust 1942 in Plötzensee ermor-
det.

Erich Deibel
Metallarbeiter 
aus Wetzlar

1942
Bekanntmachung der

Hinrichtung von 
Erich Deibel 

15. August 1942
Der Wetzlarer Arbeiter Erich
Deibel wird hingerichtet

1881-1945
Ernst Mulansky, bis 1933 

Erster Bevollmächtigter des Deut-
schen Metallarbeiter Verbandes 

1945
Deportation in das KZ Dachau,
dort am 27.04.1945 an den
Haftfolgen gestorben
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Georg Bernard,
Frankfurter 
Bezirksleiter

Als weiteres Beispiel soll hier
an die Geschichte des Frank-
furter Bezirksleiters Georg Ber-
nard erinnert werden. Nach
seiner Entlassung aus dem
DMV 1933 versuchte er, ein
Netzwerk zwischen den alten
DMV-Kollegen aufzubauen.
Das wurde von der Gestapo
entdeckt. Bernard wurde da-
raufhin 1934 verhaftet und in
das KZ Esterwegen gebracht,
wo er unter erniedrigenden Be-
dingungen inhaftiert war. Nach
seiner Entlassung 1935 stand
er praktisch unter Polizeiauf-
sicht. Er setzte seine Tätigkeit
fort, wenn auch sehr viel vor-
sichtiger. Nach dem Attentat auf
Hitler am 20. Juli 1944 wurde er
erneut verhaftet und ins KZ
Dachau gebracht. Hier starb er
am 4. März 1945 in der Haft.

Seit dem 4. März 2005,
seinem 60. Todestag,
verleiht der Bezirk
Frankfurt/Mitte jähr-
lich am 4. März die
Georg-Bernard-
Plakette an zivilge-
sellschaftliche Ju-
gendprojekte, die
sich durch ihr Enga-
gement für soziale
Gerechtigkeit, Demo-
kratie und gegen
Rechtsextremismus ver-
dient gemacht haben. 

Georg Bernard
Bezirksleiter Frankfurt

Georg Bernard Plakette
Wird jährlich für engagement gegen
Rechtsextremismus verliehen

1934 und 1944
Der frühere Bezirksleiter des
DMV, Georg Bernard wird von
den Nazis verhaftet

4. März 1945
Georg Bernard stirbt in der Haft
im KZ Dachau
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Kriegsende 1945. 
Betriebsräte orga-
nisieren den Wie-
deraufbau

Mai 1945: Der 2. Weltkrieg ist
vorbei. Deutschland war von
den Alliierten-Truppen besetzt.
Nach dem Ende der Kriegs-
handlungen versammelten sich
die übrig gebliebenen Kollegin-
nen und Kollegen wieder in den
Betrieben. Da geschah etwas
Außergewöhnliches. In der In-
dustrie entstanden fast überall
Betriebsräte, obwohl es dafür
weder eine Anordnung noch
eine gesetzliche Grundlage
gab. Sie wurden von den Be-
schäftigten bestimmt oder in
Versammlungen auf dem Fa-
brikhof gewählt. Die Besat-
zungsmächte nahmen das hin
und genehmigten schließlich im
Herbst 1945 reguläre Betriebs-
ratswahlen. Dies waren die ers-
ten demokratischen Wahlen in
Deutschland nach der Nazizeit.
Die meisten dieser Betriebsräte
gehörten zu der Generation, die
die Novemberrevolution mitge-
macht hatte und schon in den
zwanziger Jahren gewerk-
schaftlich aktiv war.  

Eine erhebliche Zahl der Unter-
nehmer war als Wehrwirt-
schaftsführer und aktive Nazis
schwer belastet. Sie waren un-
tergetaucht, inhaftiert oder wur-
den von den Alliierten nicht
akzeptiert. Unter solchen Um-
ständen nahmen an vielen
Orten die Betriebsräte - oft im
Konflikt mit den Geschäftslei-

tungen - den Wiederaufbau der
Betriebe in die Hand. Es ging
darum, Dinge des täglichen Ge-
brauchs zu produzieren, für die
man bei den Bauern oder den
Besatzungstruppen Lebensmit-
tel eintauschen konnte. Viele
Beschäftigte waren ausge-
bombt oder geflohen. Sie stan-
den buchstäblich vor dem
Nichts. Auch ihnen musste mit
dem Nötigsten geholfen wer-
den. Für Flüchtlinge und zu-
rückkehrende Kriegsgefangene
wurden neue Arbeitsplätze ge-
schaffen. In manchen Fällen
waren die Betriebsräte sogar
gezwungen, gegen die Demon-
tage des Betriebes zu kämpfen,
z.B. bei den Stahlwerken in
Salzgitter. Besonders wichtig
war den Betriebsräten, die har-
ten Parteigänger der Nazis aus
den Betrieben zu entfernen. 

Nie wieder hatten Betriebsräte
so viel Einfluss auf das Ge-
schehen in den Betrieben wie
in dieser Zeit. „Bei den Bude-
rus’schen Eisenwerken in
Wetzlar versammelten sich be-
reits wenige Tage nach der Be-
freiung am 29.3.1945 die
überlebenden Mitglieder des
früheren Betriebsrates. Nach
ihren Vorstellungen sollte in
den Eisenwerken und bei
Röchling-Buderus sofort mit
Aufräumungsarbeiten begon-
nen werden… In eigener Ver-

antwortung wurden diese Maß-
nahmen von den Betriebsräten
eingeleitet. Ebenso geschah es
bei den Opelwerken in Rüssels-
heim und bei den Henschelwer-
ken in Kassel.“ (A. Jacobi-
Bettien; S. 318) Ein Betriebsrat
bei Heraeus in Hanau erinnert
sich: „Wir haben langsam die
Produktion beim Aluminiumge-
schirr angekurbelt und Elektro-
kocher produziert. Der einstige
Konzernchef hatte in dieser ers-
ten Phase praktisch gar nichts
zu sagen.“(Pákh, Hanau S. 213)
Der Opel-Betriebsrat Fritz Zän-

gerle erklärte auf einer Be-
triebsversammlung im Februar
1946: „Früher wurde die Macht
der Gewerkschaft mit den Wor-
ten zum Ausdruck gebracht:
Alle Räder stehen still. Heute
muss es heißen: Alle Räder, die
noch existieren, sollen wieder
rollen. Aber nicht zum Nutzen
einer kleinen Klasse, sondern
zum Wohle des gesamten Vol-
kes.“( A. Jacobi-Bettien, S. 339)

II. Die Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)

1946
Delegierte aus Wetzlar 
bei Gewerkschaftsver-

sammlung in Frankfurt 

8. Mai 1945
Befreiung von Krieg und 
Diktatur
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Die Aufbauarbeit wurde den
Betriebsräten wenig gedankt.
Im November 1946 versuchte
Otto Brenner, IG Metall Vorsit-
zender in Hannover, in einem
mehr als dreiwöchigen Streik
bei der Firma Bode Panzer  –
dem ersten seit Kriegsende –
die erreichten Mitbestimmungs-
rechte tariflich festzuschreiben. 

Das gelang zwar für den Be-
trieb, aber nicht mehr in der Flä-
che. Die Unternehmer weiger-
ten sich mit aller Kraft, rechtlich
bindende Zugeständnisse zu
machen. 

Die Neugründung
der Gewerkschaf-
ten

Nach dem Kriegsende entstan-
den überall auch die Gewerk-
schaften neu. Aber der
Zusammenschluss der örtli-
chen Einheiten kam nur lang-
sam voran. Die Westalliierten
verzögerten diesen Prozess.
Erst im Oktober 1948 auf dem
Vereinigungsverbandstag in Lü-
denscheid konnten sich die Me-
tallgewerkschaften der briti-
schen und amerikanischen Be-
satzungszone zusammenschlie-
ßen. Das war der Beginn  der
Existenz der IG Metall als lan-
desweiter Gewerkschaft. Aller-
dings durften sich die Metaller-
innen und Metaller der franzö-
sischen Besatzungszone erst
ein Jahr später anschließen. 

Als gleichberechtigte Vorsit-
zende wurden Hans Brümmer,
Walter Freitag und Wilhelm Pe-
tersen gewählt. Alle drei waren
schon im DMV hauptamtlich
gewesen, kamen aus dem Wi-
derstand und hatten in der Na-
zizeit Verfolgung und Haft auf
sich genommen. Im Oktober
1949 schlossen sich 16 Einzel-
gewerkschaften zum DGB zu-
sammen.  

Das DGB-Programm wollte die
politische Demokratie durch
eine wirtschaftliche Demokratie 

absichern. Schlüsselindustrien
sollten in Gemeineigentum
überführt werden, ergänzt
durch eine starke Mitbestim-
mung in den Betrieben und
eine volkswirtschaftliche Rah-
menplanung. Das entsprach
auch den Vorstellungen der IG
Metall. 

1947
Trümmerräumung Hanau
Quarzlampengesellschaft

Oktober 1949
Wiedergründung der IG Metall

Oktober 1949
Wiedergründung des DGB
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Einheitsgewerk-
schaft

Die Erfahrungen mit der natio-
nalsozialistischen Gewaltherr-
schaft hatten auch orga-
nisatorische Konsequenzen. Nie
wieder sollte die Zerstrittenheit
der Gewerkschaftsbewegung
den Sieg einer solchen Diktatur
erleichtern. Daher wurden über-
all Einheitsgewerkschaften ge-
gründet. Das bedeutete für die
Metallindustrie: Alle wichtigen
gewerkschaftlichen Strömungen
- der DMV, der Christliche Metall-
arbeiter-Verband und der zeit-
weilig abgespaltene kommunis-
tische Verband - schlossen sich
zu einer gemeinsamen, politisch
unabhängigen Interessenvertre-
tung zusammen. Außerdem
nahm die IG Metall jetzt auch An-
gestellte auf. Damit konnten die
Arbeitnehmer/innen in der Me-
tallindustrie zum ersten Mal mit
einer Stimme sprechen. Dafür
wählte man einen neuen Na-
men: IG Metall.

Der Christliche Metallarbeiter-
Verband – nicht zu verwechseln
mit der heutigen CGM – wurde
1899 gegründet. Er war im ka-
tholischen Arbeitermilieu verwur-
zelt und blieb – im Vergleich zum
DMV - eine kleine Organisation.
Politisch war er eher wirtschafts-
friedlich und konservativ einge-
stellt, aber wenn es um die
unmittelbaren Interessen der Ar-
beiter ging, durchaus konfliktbe-
reit. Unter dem Druck der
Verhältnisse hatte er sich lang-
sam dem DMV angenähert. 

Der Bezirk Frank-
furt entsteht neu

Der Bezirk Frankfurt war nach
dem Krieg in drei Teile gespalten:
Hessen gehörte zur amerikani-
schen und Rheinland-Pfalz zur
französischen Besatzungszone.
Das Saarland wiederum hatte
einen besonderen Status. Frank-
reich begann, das Land in sein
eigenes Wirtschaftsgebiet zu in-
tegrieren. Als weiterer Schritt
sollte dann die politische Einglie-
derung erfolgen.

Der Aufbau der IG Metall in Hes-
sen verlief relativ unproblema-
tisch.  Ende 1945 wurden in
Offenbach, Wetzlar und Frank-
furt die ersten Verwaltungsstellen
wiedergegründet, die restlichen
folgten im nächsten Jahr. Am
22./23. Juni 1946 gründete sich
der Landesverband Hessen.
Vorsitzender wurde der spätere
Bezirksleiter Hans Eick. Die
Rheinlandpfälzer hatten es
schwerer mit der französischen
Besatzungsmacht. Erst im Feb-
ruar 1950 konnte der Zusam-
menschluss mit den Hessen
vollzogen werden, diesmal ein-
schließlich der Pfalz. Hier war bis
dahin Fritz Baumgärtner Landes-
leiter der Metallgewerkschaft ge-
wesen, der nun Bezirkssekretär
in der Nebenstelle des Bezirks in
Ludwigshafen wurde. Diese Ne-
benstelle wurde 1954 aufgeho-
ben. 

Noch länger dauerte das Zusam-
mengehen mit IG Metall im Saar-
land. Auch hier waren nach dem 

Kriegende sehr schnell IG Metall
Verwaltungsstellen entstanden.
Aber erst als nach einer Volksab-
stimmung der endgültige Beitritt
des Saarlandes zur Bundesre-
publik 1956 vollzogen wurde,
konnte sich die IG Metall an der
Saar mit dem restlichen Bezirk
vereinen.

Währungsreform
und „Wirtschafts-
wunder“

Im Juni 1948 war die Währungs-
reform durchgeführt worden.
Jetzt  konnte man zwar wieder
etwas für sein Geld kaufen. Aber
die Lohnempfänger – anders als
die Sachwertbesitzer - standen
mit leeren Händen da.  Dagegen
protestierten am 12. November
1948 über 9 Millionen Beschäf-
tigte mit einem 24–stündigen
Generalstreik. Immerhin wurde
der bestehende Lohnstopp auf-
gehoben

In den Jahren nach der Wäh-
rungsreform verbesserte sich die
wirtschaftliche Lage Westdeut-
schlands Schritt für Schritt. We-
nige Jahre nach dem Ende des
2. Weltkrieges begann der kalte
Krieg zwischen den USA und der
Sowjetunion und ihren jeweiligen
Verbündeten. Die Bundesrepu-
blik wurde als Mitstreiter gegen
das sowjetische Lager benötigt.
Die Westalliierten stellten die De-
montagen ein und verzichteten
weitgehend auf Wiedergutma-

chungszahlungen. Im Gegenteil:
Die junge Bundesrepublik kon-
nte von den amerikanischen
Marshall-Plan-Geldern zum Wie-
deraufbau Europas profitieren.
Die Westmächte sorgten auch
für einen schnellen Zugang zum
Weltmarkt, der sich nach dem
Kriegsende  gewaltig belebte.
Die Kriegsschäden der Unter-
nehmen waren viel niedriger als
erwartet. Noch im August 1944
hatte die deutsche Kriegswirt-
schaft ihren höchsten Stand er-
reicht. 

Die Industrieanlagen waren be-
schädigt, aber vorhanden. Vor
allem aber gab es jede Menge
hochqualifizierter Arbeitskräfte,
die mit ihrem Sachverstand und
Erfindungsreichtum in der Lage
waren, diese Anlagen wieder in
Gang zu setzen. Sie waren trotz-
dem gezwungen, zu niedrigsten
Löhnen zu arbeiten. Das gab der
deutschen Wirtschaft einen deut-
lichen  Konkurrenzvorteil. Außer-
dem bestand eine gewaltige
Nachfrage nach den nötigsten
Dingen des Lebens. Das waren
die Grundlagen des deutschen
Wirtschaftswunders.

1946
Der Landesverband Hessen der
IG Metall wird gegründet

1950
Vereinigung mit der IG Metall
Rheinland-Pfalz

1956
Zusammenschluss mit der
IG Metall des Saarlandes
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Der Wind dreht
sich

Die Unternehmer bekamen
durch die Stabilisierung der ka-
pitalistischen Wirtschaftsord-
nung, den kalten Krieg und die
neue Bundesregierung unter
Kanzler Adenauer wieder Ober-
wasser. 1951 gelang es noch,
durch eine Urabstimmung und
die Androhung eines Streiks die
erweiterte, paritätische Mitbe-
stimmung bei Bergbau und Stahl
zu verteidigen.  Aber 1952 wurde
ein Betriebsverfassungsgesetz
verabschiedet, das keine wirkli-
chen Mitbestimmungsrechte ent-
hielt und hinter das zurückfiel,
was in manchen Bundesländern
und Betrieben erreicht worden
war. Auch die IG
Metall bekam den
Gegenwind zu spü-
ren. Sie musste
fast jedes Jahr
einen großen Ar-
beitskampf führen. 

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

1950
Tarifbewegung

Frankfurt Römer

1952
Verabschiedung des Betriebs-
verfassungsgesetzes
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Die Bewährungs-
probe für den
Frankfurter Bezirk

Für den Bezirk
Frankfurt kam
die große He-
rausforderung
im Jahre 1951.
Die Konjunktur
begann anzuzie-
hen, die ersten
Anzeichen des
Wirtschaftswun-
ders machten
sich bemerkbar.
Trotzdem waren
die hessischen
Arbeitgeber nicht bereit, auch
nur einen Pfennig mehr zu zah-
len. Überstunden bis zum Um-
fallen, aber keine Lohner-
höhungen. Noch war die Ar-
beitslosigkeit hoch und die
Menschen hatten praktisch
keine Rücklagen. Darauf zählte
die Arbeitgeberseite. 

Der Bezirk Frankfurt ging trotz-
dem in den Arbeitskampf. Der
Streik begann in Frankfurt, Of-
fenbach, Hanau und Darm-
stadt. Er dauerte 4 Wochen und
umfasste auf dem Höhepunkt
80.000 Beteiligte. Am Ende
stand zwar nur eine magere
Lohnerhöhung um 7 bzw. 12
Pfennige pro Stunde. Aber das
Lohndiktat war gebrochen. Der
Bezirk Frankfurt hatte seine Be-
währungsprobe bestanden.

1951
Hessenstreik

Opel Rüsselsheim

1951
Hessenstreik

Frankfurt und Hanau

1951
Hessenstreik
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Otto Brenner und
das Aktionspro-
gramm des DGB

In der IG Metall war Otto Bren-
ner 1952 in den IG Metall-Vor-
stand aufgerückt und  1956 zum
ersten Vorsitzenden gewählt
worden. Dieses Amt behielt er
bis zu seinem Tode 1972. Bren-
ner war schon in den 20er Jah-
ren gewerkschaftlich aktiv
gewesen. 1933 wurde er verhaf-
tet und zu zwei Jahren Gefäng-
nis verurteilt. Die restliche
Nazizeit schlug er sich unter
ständiger Polizeiaufsicht mit Ge-
legenheitsarbeiten durch. 

Mitte der 50er Jahre war den
Gewerkschaften klar, dass sie
ihre gesellschaftlichen Neuord-
nungsvorstellungen vorläufig
nicht verwirklichen konnten. Sie
konzentrierten sich daher ganz
auf die unmittelbaren Probleme
der Beschäftigten. 

Unter Brenners Federführung
wurde 1955 vom DGB ein Akti-
onsprogramm entwickelt, das
sich auf die Verkürzung der Ar-
beitszeit, Lohnerhöhungen, bes-
sere Sozialversicherung, Voll-
beschäftigung und Mitbestim-
mung konzentrierte. Die Arbeits-
zeit hatte dabei einen beson-
deren Stellenwert. Bekannt ist
das legendäre Maiplakat von
1956: „Samstags gehört Vati
mir“.

In den nächsten 40 Jahren ar-
beitete der DGB dieses Akti-
onsprogramm ab – mit der      

IG Metall an der Spitze. Wurde
damals noch 48 Stunden gear-
beitet, so stand am Ende die
35-Stunden Woche. Anstelle
von 10 Tagen erreichten die
Gewerkschaften 6 Wochen be-
zahlten Urlaub. Die Löhne in
Kaufkraft gemessen verdrei-
fachten sich. Die Renten wur-
den ebenso erhöht und ihre
Anpassung an die Lohnent-
wicklung durchgesetzt. Mit dem
Betriebsverfassungsgesetz von
1972 erhielten die Betriebsräte
zum ersten Mal
echte Mitbestim-
mungsrechte. Das
war eine Erfolgs-
geschichte. 

Die gute wirtschaft-
liche Entwicklung
erleichterte diese
Erfolge. Durchge-
setzt werden konn-
te sie aber nur
durch eine beharr-
liche, zielstrebige
Gewerkschaftsar-
beit.

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

1956
Hafenbarkasse Kiel

1956
Samstags gehört Vati mir
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Der Streik um die
Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall

In Bayern hatten 1954 mehr als
120.000 Beschäftigte gestreikt.
Die IG Metall konnte zwar eine
Lohnerhöhung erreichen. Aber
nach dem Streik wurden viele
aktive Gewerkschaftlerinnen und
Gewerkschaftler entlassen. Seit
dem Bayernstreik standen bei
der IG Metall die Zeichen auf
Sturm. 

Otto Brenner und der IG Metall
Vorstand wussten, dass sie einer
Auseinandersetzung mit dem
Unternehmerlager nicht aus dem
Weg gehen konnten. Sie wollten
diese Kraftprobe, aber zu ihren
Bedingungen. Darauf arbeiteten
sie planmäßig hin. Zum Gegen-
stand des Konfliktes machte der
IG Metall Vorstand ein Thema,
bei dem es nicht in erster Linie
um Geld, sondern um soziale
Gerechtigkeit, Anerkennung und
Gleichberechtigung ging: 

Für Arbeiterinnen und Arbeiter
galten im Krankheitsfall die ers-
ten drei Tage als sogenannte Ka-
renztage, in denen kein Lohn
gezahlt wurde. Die Angestellten
dagegen bekamen ihren Lohn
vom ersten Tage an weiterge-
zahlt. Diese schreiende Unge-
rechtigkeit sollte beseitigt
werden. Das war die Hauptfor-
derung der IG Metall. 

Die IG Metall wählte ein kleine-
res Tarifgebiet aus, um die 

Streikkosten nicht in die Höhe zu
treiben. Schleswig-Holstein war
dafür sonders gut eignet. Der Or-
ganisationgrad im Arbeiterbe-
reich war hoch (71,9%). Es
existierte ein gut ausgebauter
Vertrauenskörper. Auf die kampf-
bereiten Werftarbeiter war Ver-
lass. 

Der Streik wurde auf eine neue
Weise geführt, wie eine soziale
Bewegung. Zum ersten Mal wur-
den nicht nur die Streikenden,
sondern ihre Familien und das
Umfeld in das Geschehen mit
einbezogen. Obwohl der Streik
über Weihnachten geführt wur-
den musste, blieben der Zusam-
menhalt und die Geschlossen-
heit vorbildlich.

Der Arbeitskampf im Winter
1956/57 dauerte 14 Wochen.
Selbst die Bundesregierung be-
schäftigte sich damit. Die Arbeit-
geber erkannten die exempla-
rische Bedeutung dieses Streiks
und waren schwer zu einem
Kompromiss zu bewegen. Vier
Mal stimmten die Streikenden
ab, bis es ein Angebot gab, das
nicht von vornherein abgelehnt
wurde. Die Karenztage konnten
zwar nicht ganz abgeschafft wer-
den, wurden aber stark einge-
schränkt. Die Arbeitgeber konn-
ten sich mit ihrer Niederlage
schwer abfinden. Sie verklagten
die IG Metall auf Schadenser-
satz. Die Urabstimmung kurz vor 

dem Arbeitskampf sei  schon ei-
ne Arbeitskampfmaßnahme ge-
wesen.  Das Bundesarbeitsge-
richt gab den Arbeitgebern Recht
und verurteilte die IG Metall zu
einem Schadensersatz von 38
Millionen DM. Zum Vergleich:
der gesamte Arbeitskampf hatte
der IG Metall 33 Millionen gekos-
tet. Die IG Metall legte Verfas-
sungsbeschwerde ein. Die Ar-
beitgeberseite traute sich jedoch
nicht, die Forderung einzuklagen
und gab sich mit der Rücknahme
der Verfassungsbeschwerde und
einem Schlichtungsverfahren zu-
frieden.

Der Erfolg der IG Metall hatte
langfristige Folgen: Die harten
Arbeitskämpfe hörten für lange
Zeit auf. Die Verbesserung der
Lohnfortzahlung wurde schon
ein halbes Jahr später in einem
Bundesgesetz übernommen.
Vor allem: Die IG Metall war ein
wichtiger Akteur in der deutschen
Innenpolitik geworden. 

1956 -57
IG Metall 

Schleswig-Holstein

1956/57
14 Wochen Streik für die Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall
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Störfeuer

Nur noch einmal gab es Stör-
feuer. 1963 entstand eine
kleine Delle im Wirtschafts-
wachstum. Daraufhin verlang-
ten die Metallunternehmer in
Baden-Württemberg einen
Lohnstopp. Die IG Metall wehr-
te sich mit regionalen Streiks,
die Arbeitgeber antworteten mit
einer totalen Aussperrung.
Plötzlich standen 350 000 Be-
schäftigte auf der Straße. Die
Empörung und auch die
Kampfbereitschaft der Betroffe-
nen waren groß. Die Bezirkslei-
tung unter Willi Bleicher hielt
entschlossen dagegen. Nach
zwei Wochen musste der Wirt-
schaftsminister Erhard vermit-
teln. Das Ergebnis war eine
deutliche Lohnerhöhung. Seit
dieser Zeit galt der Bezirk
Baden-Württemberg als Speer-
spitze der Lohnbewegungen.

Verteidigung des
Friedens und der
Demokratie

Politisch stand diese Zeit im Zei-
chen des kalten Krieges. Frie-
denspolitik und Verteidigung der
Demokratie standen daher ganz
oben auf der politischen Agenda
der IG Metall. Sie beteiligte sich
an den Kundgebungen gegen
die Wiederbewaffnung und die
atomare Aufrüstung der Bun-
deswehr.  

Sie stand an der Spitze der
Kampagne gegen die Not-
standsgesetze, mit denen im 

Krisenfall demokratische Grund-
rechte außer Kraft gesetzt wer-
den konnten. Die Gesetze wur-
den 1968 dann doch, wenn
auch in abgeschwächter Form,
verabschiedet.

Bildungsarbeit auf
neuen Wegen

Gewerkschaftlich bot die Zeit
des Wirtschaftswunders relativ
günstige Handlungsbedingun-
gen. Das bedeutete nicht nur
Routine. Es gab auch neue An-
stöße. In der IG Metall entwi-
ckelten Heinz Dürrbeck und
Hans Matthöfer die betriebs-
nahe Bildungsarbeit zur Er-
schließung und Aktivierung von 

Mitgliedern, die Vieles der spä-
teren Mitgliederentwicklungspro-
jekte vorwegnahm. Besonders
eindrucksvoll war die ‚Ford Ak-
tion‘ in Köln. Von den 20 000 Be-
schäftigten gehörten nur 1000
zur IG Metall. Nach wenigen
Jahren waren Vertrauenskörper
und Betriebsrat neu aufgestellt
und Mitgliederzahl hatte sich
vervielfacht. 

An der Universität Marburg lehr-
ten Wolfgang Abendroth und
sein Nachfolger Frank Deppe
politische Wissenschaften. Sie
gehörten zu den wenigen Hoch-
schullehrern, die ihre Studentin-
nen und Studenten an die
Geschichte der Arbeiterbewe- 

gung und die aktuellen Pro-
bleme gewerkschaftlicher Politik
heranführten. Sie suchten auch
immer wieder den Kontakt zur
Verwaltungsstelle Marburg und
zum Bezirk Frankfurt. In diesem
besonderen Klima konnte auch
die studentische Arbeitsgemein-
schaft für gewerkschaftliche Fra-
gen (AGF) entstehen. Von ihr
gingen sehr viele Impulse für die
IG Metall Bildungsarbeit aus.
Die AGF erwies sich außerdem
als eine Art Biotop für spätere
politische Sekretärinnen und Se-
kretäre in den Gewerkschaften.

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

1966
Demonstration gegen Not-

standsgesetze Frankfurt

1963
Aussperrung in Baden-Würt-
temberg

1968
Die Notstandsgesetze werden
verabschiedet
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1968: 
Die Studenten- und
Jugendbewegung

Der größte Anstoß zu Verände-
rungen aber ging von der Stu-
denten- und Jugendbewegung
aus. 1968 und in den folgenden
Jahren rebellierten zunächst
die Studenten, dann ein ganze
Generation junger Menschen
gegen die Engstirnigkeit und
den autoritären Geist der Ade-
nauerära, gegen den Krieg in
Vietnam, gegen die Verdrän-
gung der Nazizeit und für ein
freieres und selbstbestimmtes
Leben. 

Dies hatte enorme Auswirkun-
gen auf die IG Metall. In der kur-
zen Zeit von 1968 bis 1974
wuchs die Organisation um mehr
als 60.000 Mitglieder. Im Bezirk
Frankfurt stieg die Zahl sogar
noch stärker: von 273.000 auf
374.000, ein Zuwachs von über
100.000 Mitgliedern oder 37% in
den Jahren von 1968 bis 1978.

Die jungen Kolleginnen und
Kollegen waren nicht bequem.
Sie waren frech, sahen verwe-
gen aus und stellten unge-
wohnte Fragen. Aber sie
wollten etwas tun. Es gab sogar
radikale Studenten, die in den
Betrieb gingen. Die, die blie-
ben, wurden meistens gute Ver-
trauensleute und Betriebsräte.
Die neue Jugendbewegung er-
füllte die Gewerkschaft mit
Leben. Damals entstand in der
IG Metall eine selbständige Ju-

gendarbeit mit eigenen Aktions-
formen und Zielen, wie wir sie
bis heute kennen.

Frankfurt war ein Zentrum der
Studenten- und Jugendbewe-
gung.  Hier verband sich kriti-
sche Gesellschaftstheorie mit
politischen Aktionen. In Frank-
furt befand sich auch der Vor-
stand des Sozialistischen
Deutschen Studentenbundes
(SDS), des politischen Zen-
trums in den Anfangsjahren
der Studentenbewegung. Statt
auszugrenzen suchten Otto
Brenner und die IG Metall den
Dialog. Helmut Schauer, frü-
herer Vorsitzender des SDS,
wurde später einer der strate-
gischen Köpfe der Tarifabtei-
lung.

Aufbruchstimmung

Das gesellschaftliche Klima än-
derte sich in diesen Jahren. Im
September 1969  korrigierten die
Stahlarbeiter mit spontanen
Streiks ein überholtes Tarifergeb-
nis. Der Bezirksleiter Hans Pleit-
gen delegierte damals einen
neuen Bezirkssekretär ins Saar-
land, um die Dinge wieder ins Lot
zu bringen. 

Der Regierungsantritt Willy
Brandts im gleichen Jahr mit der
Forderung ‚Mehr Demokratie
wagen‘ setzte ein Zeichen. Das
Thema Mitbestimmung konnte

wieder auf die Tagesordnung ge-
setzt werden.

Der größte Erfolg war das Be-
triebsverfassungsgesetz, das
1972 in Kraft trat. Es enthielt
zum ersten Mal ernsthafte Mit-
bestimmungsrechte, stärkte die
Jugendvertretung und sicherte
den Gewerkschaften den Zu-
gang zum Betrieb. Ebenfalls neu
waren die Freistellungsregelun-
gen zur Weiterbildung von Be-
triebsräten. Unter dem lang-
jährigen verantwortlichen Vor-
standsmitglied Hans Preiss

baute die IG Metall ihr Bildungs-
wesen enorm aus. Heute besu-
chen annähernd 100.000 Mit-
glieder jedes Jahr die Seminare
der IG Metall.  

1968
IG Metall Bildungszentrum

Sprockhövel

1969
Septemberstreiks im Saarland

1972
„Mehr Demokratie wagen“: 
Novellierung des Betriebsver-
fassungsgesetzes
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Humanisierung der
Arbeit

Mit dem Lohnrahmentarif II, der
1973 in Baden-Württemberg er-
streikt wurde, nahm die IG Me-
tall tarifpolitisch ein neues
Thema auf, die Humanisierung
der Arbeit.  Die Gestaltung der
Arbeitsbedingungen ist immer
Aufgabe der Gewerkschaften
gewesen. Aber mit den wach-
senden Rationalisierungswel-
len und der weiteren Ver-
dichtung der Arbeit gewannen
diese Fragen neue Bedeutung.
Es gelang in Zusammenarbeit
mit der Bundesregierung, zahl-
reiche Projekte zur Humanisie-
rung der Arbeit auf den Weg zu
bringen. Dieser fruchtbare An-
satz wurde später unter der Re-
gierung Kohl abgewürgt. Er
sollte angesichts der Herausfor-
derungen von Industrie 4.0 un-
bedingt wieder aufgenommen
werden.

Ausländische 
Arbeitskräfte kom-
men nach Deutsch-
land

Mitte der 50er Jahre kamen die
ersten ausländischen Arbeits-
kräfte nach Deutschland. Was
ursprünglich als vorüberge-
hende Beschäftigung gedacht
war, ist längst zur Normalität
geworden. Die ausländischen
Kolleginnen und Kollegen hat-
ten in Deutschland Fuß gefasst.
Deutschland wurde zu einem
Einwanderungsland. Viele von
ihnen traten in die Gewerk-

schaften ein. Sie schufen sich
eigene Vertretungsorgane und
wurden als Vertrauensleute und
Betriebsräte gewählt. Auch sie
erfüllten die Gewerkschaft mit
neuem, buntem Leben.

Hier fand und findet ein stetiger
und unaufgeregter Integrations-
prozess statt. Ängste und Vor-
urteile auf allen Seiten mussten
abgebaut werden. Die IG Metall
wehrte sich gegen alle Versu-
che, ausländische und deut-
sche Beschäftigte gegenein-
ander auszuspielen. Damals
wie heute kämpft sie für Weltof-
fenheit und die Solidarität aller
Lohnabhängigen, setzt sich für
Flüchtlinge ein und verteidigt
das Recht auf politisches Asyl.

1973
Humanisieruung der Arbeit

1964
Istanbul

1973
Werktage werden besser: 
Lohnrahmentarifvertrag II in
Nordwürttemberg-Nordbaden
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Neue Wege der ge-
werkschaftlichen
Frauenarbeit

Die Frauen traten jetzt selbst-
bewusster auf. Die Frauenbe-
wegung wirkte auch in die
Gewerkschaften hinein. Die
Frauenarbeit änderte sich.  Die
Kolleginnen wollten nicht länger
als arbeitsmarktpolitische Ver-
schiebemasse missbraucht
werden. Sie bestanden auf
einer eigenständigen qualifi-
zierten Berufstätigkeit. Die
Frauen wehrten sich jetzt offen-
siver gegen die geringere Be-
zahlung bei gleicher Arbeit, z.B.
mit Höhergruppierungsaktio-
nen. 1988 gelang es endlich,
die Leichtlohngruppen ganz ab-
zuschaffen. Gleiche Bildungs-
chancen für Mädchen wurden
eingefordert. Die Beschränkung
der Ausbildungsplätze von
Frauen auf wenige, schlecht
bezahlte Berufe sollte durch-
brochen werden. Mädchen wur-
den ermutigt, auch in
gewerblich-technische Berufe
zu gehen. Die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf entwi-
ckelte sich zum neuen Leitbild.
Elternzeit und familienfreundli-
che Arbeitszeiten wurden ein-
gefordert, alte Rollenmuster in
Frage gestellt.  Gleichstellungs-
politik und Quotenregelungen
wurden zum Thema gemacht.

Dies hatte auch Folgen in der
Organisation. Die Zahl der
weiblichen Mitglieder wuchs
von 200 000 auf 400 000. Mit
Kirsten Rölke wurde 1984 in 

Flensburg zum ersten Mal eine
Frau als Bevollmächtigte ge-
wählt. Heute gibt es 28,5 %  po-
litische Sekretärinnen und
31,3% Frauen in Führungspo-
sitionen. Im geschäftsführen-
den Vorstand hatte es zwar seit
1958 immer eine Frau gege-
ben, aber mit Gudrun Hama-

cher und Karin Benz-Overhage 
gelang es, ab 1986 diesen Mi-
nimalkonsens zu durchbrechen
und seit dem letzten Gewerk-
schaftstag gehört Irene Schulz
zu den Geschäftsführenden
und Christiane Benner ist
2. Vorsitzende der IG Metall ge-
worden.

Die Wachstumsra-
ten sanken und die
Krisen wuchsen

Mitte der siebziger Jahre ging
das ‚Wirtschaftswunder‘ zu
Ende.  Die Investitionen flossen
immer mehr in Rationalisie-
rungsmaßnahmen.  Entspre-
chend stieg die Arbeitslosigkeit
auf  2 000 000 (1984). Zugleich
setzte in den Managementeta-
gen und den Wirtschaftswis-
senschaften ein Umdenken ein:
Die  Wende zu einer marktradi-
kalen, neoliberalen Wirtschafts-
politik. 

Wachsam Tag und
Nacht

Ab Mitte der siebziger Jahre be-
gann auch auf breiter Front der
Kampf um den Erhalt von Ar-
beitsplätzen und Betrieben.
1976 wollte der Flugzeugher-
steller Fokker sein Werk in
Speyer – heute Geschäftsstelle
Ludwigshafen-Frankenthal –
schließen. Aber sie hatten die
Rechnung ohne die hoch orga-
nisierte (über 90%) Belegschaft
gemacht. Unter der Leitung des
Betriebsratsvorsitzenden Willi
Weber entfaltete er eine bei-
spiellose Mobilisierungskampa-
gne. 

Die Familien, die Geschäfte,
die umliegenden Betriebe, die
DGB-Gewerkschaften, die Kir-
chen,  die lokalen Politiker, der
ganze Ort wurden mit einbezo-
gen. Über der Hauptstraße hin-
gen Spruchbänder gegen die

1983
DGB-Kundgebung Bonn

1976/77
„Wachsam bei Tag und Nacht“:
Kampf um VFW Fokker in
Speyer

1984
Die IG Metall Flensburg wählt
erstmals eine Kollegin zur ers-
ten Bevollmächtigten
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Schließung. Der damalige Mi-
nisterpräsident Kohl musste
kommen und Rede und Antwort
stehen. Zum 1.  Mai ließ der Bi-
schof die Domglocken läuten.
Seminare wurden durchgeführt,
Filme gedreht, Songgruppen
traten auf. 7000 Menschen
kamen zur Solidaritätsdemons-
tration. Dabei entstand ein Lied,
das bis heute solche Anlässe
begleitet. Es beginnt mit den
Worten: „Heute hier, morgen
dort, sind die Arbeitsplätze fort,
wird mit der Angst Geschäfte
gemacht.“ Der Kampf war er-
folgreich. Der Standort konnte
gerettet werden.  Es gab immer
wieder Konflikte um die Exis-
tenz des Betriebes, aber der
Standort hat sich bis heute be-
hauptet.  

Der Kampf um die
35-Stunden Woche

Die IG Metall musste neue Ant-
worten finden. Auf dem Ge-
werkschaftstag 1977 wurde die
Forderung nach der 35-Stun-
den-Woche in den Aktionskata-
log aufgenommen. In der
Eisen- und Stahlindustrie
waren 40 000 Arbeitsplätze ge-
strichen worden. Hier machte
die IG Metall den Anfang. Im
Winter 1978/79 wurde in Nord-
rhein-Westfalen mehr als sechs
Wochen gestreikt. Zwar konnte
eine Verkürzung der wöchentli-
chen Arbeitszeit nicht erreicht
werden, aber es gab zum ers-
ten Mal 6 Wochen Urlaub.

Der Durchbruch gelang  fünf
Jahre später. Von Hans Mayr
und Franz Steinkühler als Vor-
sitzenden und  Hans Janßen
als Zuständigem für Tarifpolitik
wurde dieser Arbeitskampf von
langer Hand sorgfältig vorberei-
tet. Im Frühjahr 1984 war es
dann soweit. 

Der Bezirk Frankfurt unter der
Leitung Hans Pleitgens ent-
schied sich, aktiv in diesen
Kampf einzugreifen. Zwischen
3. und 9. Mai fand die Urab-
stimmung statt, 80,77% stimm-
ten für den Streik. Am 21. Mai
werden die Hessen zur Unter-
stützung von Baden-Württem-
berg in den Arbeitskampf
gerufen. Schwerpunkte des
Streiks waren die Betriebe
Daimler in Kassel, Triumph-
Adler in Frankfurt, BBC im
Hanau und vor allem die Opel-
werke in der Verwaltungsstelle
Darmstadt. Wieder wurden
neue Formen der Mobilisierung
erprobt. Die Song- und Thea-
tergruppen warben in der Öf-

fentlichkeit für Unterstützung.
Der DGB Hessen unterstützte
den Kampf durch Kundgebun-
gen und Solidaritätsaktionen. 

9 Tage später erfolgte die erste
Aussperrungswelle. Um nur die
wichtigsten betroffenen Be-
triebe zu nennen: In Kassel
AEG und Thyssen-Henschel, in
Gießen und Herborn die Bude-
ruswerke, in Marburg Fritz Win-
ter, in Wetzlar die Leitz Werke,
in Mainz MAN, in Wiesbaden
Glyco, Frankfurt T&N, Siemens
und VDO, in Offenbach MAN-
Roland, in Darmstadt Schenck
und VDO.

In Herborn zeigte der damalige
Bevollmächtigte Armin Dank,
dass auch kleinere Verwal-
tungsstellen eine starke Solida-
ritätsbewegung
auf die Beine
stellen konnten.
Die von Horst
Mathes geleitete
Bildungsstätte in
Bad Orb mobili-
sierte alle Kräfte,
um den Arbeits-
kampf in Hanau
zu unterstützen.

Gut zwei Wo-
chen später leg-
ten die Arbei-
tgeber noch ein-
mal nach: in
Bebra Siemens
Hersfeld, in Lim-
burg Leitz, in
Frankfurt Teves,
in Offenbach Lö-

bro und Rowenta, in Hanau He-
raeus und Vacuumschmelze, in
Darmstadt Schenck und VDO.
Damit streikten am 19. Juni
30. 000 Beschäftigte und 37.500
waren ausgesperrt. 

Vom 14. Mai 1984 bis zum 4. Juli
1984 dauerte der Streik für die
Einführung der 35-Stunden-
Woche in der hessischen und
baden-württembergischen Me-
tallindustrie. Auf dem Höhepunkt
des Arbeitskampfes stan- den
57.500 Beschäftigte im Streik,
weitere 147.000 waren ‚heiß‘
und  396.000 ‚kalt‘ ausgesperrt
worden. Mit über 600.000 Betei-
ligten war dies der größte Ar-
beitskampf in der Geschichte der
Bundesrepublik. 
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1984
Urabstimmung Frankfurt

14. Mai - 4. Juli 1984
Streik und Aussperrung in 
Baden-Württemberg und
Hessen für die 35-Stundenwoche
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Das Ergebnis lautete 38,5
Stunden. Der Einstieg in die 35-
Stunden-Woche war erreicht. 
Zusammen mit der IG Druck
war die IG Metall der Eisbre-
cher in der Arbeitszeitpolitik.
Schon 1987 galten für die
Hälfte aller DGB Gewerkschaf-
ten Regelarbeitszeiten unter 40
Stunden. Es sollte allerdings
bis 1995 dauern, bis die tarifli-
che Wochenarbeitszeit in der

Metall- und Elektroindustrie 35
Stunden erreichte. 

Beim Arbeitskampf 1984 half
der IG Metall der § 116 des Ar-
beitsföderungsgesetzes, durch
den die  Kaltausgesperrten
Kurzarbeitergeld erhielten. Er
wurde von der Regierung Kohl
zwei Jahre später 1986 abge-
schafft. Trotz einer großen
Kampagne konnte dies nicht

verhindert werden. Bis heute
warten wir darauf, dass diese
Regelung wieder in Kraft ge-
setzt wird.

Die Unternehmer haben sich
mit der 35-Stunden Woche nie
wirklich abgefunden. In den Ta-
rifverhandlungen musste die IG
Metall einer Flexibilisierung der
Arbeitszeiten zustimmen.  Die
Unternehmer nutzten dies zur
Intensivierung der Arbeit und
zum Unterlaufen der Arbeits-
zeitverkürzung. 

1984
Streikhelfer Stihl 

Neustadt

1984
Auseinandersetzung um 
die 35-Stunden-Woche

1984/85
Kampf gegen die Veränderung
des § 116 Arbeitsförderungsge-
setz
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Lernen von den so-
zialen Bewegungen

Die IG Metall lernte auch von
anderen sozialen Bewegungen:
der Friedens-, der Anti-Atom-
und der Ökologiebewegung. In
den 80er Jahren schien der
kalte Krieg noch einmal einem
Höhepunkt zuzutreiben. Wieder
beteiligten sich Metallerinnen
und Metaller zu tausenden an
den Friedensdemonstrationen.
Erst als Michail Gorbatschow
die Führung der Sowjetunion
übernahm, begann eine neue
Entspannungsperiode.  

1986 im April explodierte der
Reaktor von Tschernobyl.
Damit waren die Gefahren der
Atomkraftwerke vor aller Augen
sichtbar geworden. Die IG Me-
tall hatte sich anfangs schwer
getan, von der Atomkraft Ab-
schied zu nehmen. Spätestens
seit Tschernobyl war die Ableh-
nung klar.  

In rasender Geschwindigkeit
schloss sich die DDR der Bun-
desrepublik an. Im November
1989 waren die Grenzen geöff-
net worden.  Noch vor dem poli-
tischen Zusammenschluss - am
1.7. 1990 - kam auf Druck der
DDR Bevölkerung die Wäh-
rungsunion. Damit gingen die
Ostmärkte verloren, und die
DDR war der vollen Konkurrenz
des Weltmarktes ausgesetzt.
Statt der versprochenen blühen-
den Landschaften kam es zu
einem Zusammenbruch großer
Teile der Ökonomie.

Wirtschaftspolitische Entschei-
dungen verstärkten diesen Pro-
zess. Statt die entwicklungs-
fähigen industriellen Kerne zu
sanieren und zu stärken, wurde
privatisiert auf Teufel komm
raus. Auch der Grundsatz
„Rückgabe vor Entschädigung“
behinderte den Neuanfang. Die
enormen Kosten der Vereini-

gung wurden außerdem nicht
durch Belastung von Besitz und
hohen Einkommen finanziert,
sondern durch Schulden und die
Sozialkassen. 

Im Osten kämpften die Gewerk-
schaften um jeden Arbeitsplatz.
Überall in den Betrieben wurden
Betriebsräte aufgebaut. Aber sie
standen auf verlorenen Posten.
Von 3,2 Millionen Stellen in der
Industrie waren drei Jahre spä-
ter nur noch 760 000  übrig. 

Es gelang der IG Metall in einen
enormen Kraftakt, eigene ge-
werkschaftliche Strukturen auf-
zubauen. Sie wollte einen klaren
Trennungsstrich gegenüber den
alten Strukturen. Zum 31. De-
zember 1990 löste sich die alte
IG Metall Ost auf, zum 1. Januar
1991 konstituierte sich die neue
IG Metall in den neuen Bundes-
ländern. 

Die IG Metall hatte schon 1972
auf ihrer berühmten Oberhau-
sener Tagung ‚Qualität des Le-
bens‘ über ökologische Fragen
diskutiert. Aber erst in den 80er
Jahre wurden der Klimawandel
und der Erhalt unsere natürli-
chen Lebensgrundlagen nach
und nach Gegenstand einer
breiten gewerkschaftlichen De-
batte.

Der deutsche Eini-
gungsprozess

Am Ende dieses Jahrzehnts
wurde die IG Metall 1989 vor
eine Situation gestellt, für die es
kein historisches  Vorbild gab:
Der Zusammenbruch der DDR.
Die Bürgerproteste machten
einem völlig erstarrten Gesell-
schaftssystem ein Ende. 
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1990
Demonstration gegen 

Ausländerfeindlichkeit
Wetzlar

1990
Busse für die neuen 

Bundsländer

April 1986
Atomkatastrophe in Tschernobyl

9. November 1989
Fall der Mauer

1. Januar 1991
Konstituierung der IG Metall in
den „neuen Bundesländern“
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Der Bezirk Frank-
furt übernimmt
Verantwortung

Für den Bezirk Frankfurt war
dies die größte Herausforderung
seiner bisherigen Geschichte.
Der Bezirk mit seinem neuen
Leiter Karl Kronawitter übernahm
die Verantwortung für das wieder
entstandene Bundesland Thürin-
gen. Eine ganze Reihe von
ehren- und hauptamtlichen Kol-
leginnen und Kollegen entschied
sich dorthin zu gehen, um den
Betriebsräten zu helfen und die
gewerkschaftlichen Strukturen
neu aufzubauen. Acht neue Ver-
waltungsstellen wurden gegrün-
det: Eisenach, Erfurt, Gera,
Jena, Nordhausen, Saalfeld,
Sonneberg und Suhl.

Überall stand das Ringen um die
Arbeitsplätze im Mittelpunkt. Es
war ein Kampf mit dem Rücken
zur Wand. Wo die Betriebe über-
haupt erhalten werden konnten,
schrumpfte die Zahl der Arbeits-
plätze zusammen. Mit Beschäf-
tigungsgesellschaften und Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen
wurde versucht, die Folgen we-
nigstens etwas abzumildern.
Neuansiedlungen wie das Opel-
Werk in Eisenach blieben die
große Ausnahme. Es war ein
kräftezehrender Kampf. Aber in
diesen Auseinandersetzungen
konnten auch neue Kolleginnen
und Kollegen für Gewerkschafts-
arbeit gewonnen werden und um
die Verwaltungsstellen herum
entstand eine eigenständige ge-
werkschaftliche Kultur.

Der Kampf um die
Angleichung der
Lebensverhältnisse

Im März 1991 konnte die IG Me-
tall für die neuen Bundesländer
einen Tarifvertrag abschließen,
der in Stufen eine Angleichung
der Löhne an das Westniveau
bis zum April 1994 vorsah, aller-
dings bei einer Arbeitszeitverkür-
zung auf nur eine 38- Stunden-
woche. 

Schon zwei Jahre später stellten
die Arbeitgeber dieses Abkom-
men in Frage. Zum ersten Mal in
ihrer Geschichte war die IG Me-
tall gezwungen, für die Einhal-
tung eines geltenden Tarifver-
trags zu kämpfen. In einem zwei-
wöchigen Streik gelang es im
Mai 1993, den Stufentarifvertrag
zu verteidigen, allerdings um den

Preis, dass die Angleichung erst
im Juni 1996 erfolgen sollte. In
der kritischen Phase des Arbeits-
kampfes, am 12. Mai 1993, hat-
ten 500.000 Beschäftigte in
Westdeutschland  die Arbeit nie-
dergelegt oder sich zu Protest-
kundgebungen versammelt. Dies
hatte wesentlich zur Durchset-
zung beigetragen.

Trotz dieses Erfolges kam es
nicht zu einer Angleichung der
Lebensverhältnisse. Im Osten
überwogen die Klein- und Mittel-
betriebe, die Arbeitslosigkeit
blieb hoch, die Tarifbindung war
schwach, und die Löhne betru-
gen weniger als 80% der im
Westen gezahlten Gehälter.

2003 versuchte die IG Metall
trotz ungünstiger Bedingungen,
wenigstens eine Angleichung der
Arbeitszeiten zu erkämpfen. Das
scheiterte und führte zu einem
Rückschlag für die Gewerk-
schaftsarbeit. Inzwischen hat die
IG Metall im Osten wieder an
Boden gewonnen. Doch die An-
gleichung der Lebensverhält-
nisse, die Verbesserung der
Tarifbedingungen und der ge-
werkschaftlichen Arbeitsbedin-
gungen bleibt weiterhin eine
große Aufgabe und wird uns
auch in Zukunft noch lange be-
schäftigen.

1993
Urabstimmung Maxhütte

Thüringen

März 1991
Wahl der Bevollmächtigten und
Ortsvorstände in 8 Verwaltungs-
stellen in Thüringen

1993
Streik in der ostdeutschen 
Metallindustrie
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Unter dem Druck
der Massenarbeits-
losigkeit

In den 90er Jahre verschlech-
terten sich die Handlungsbedin-
gungen für Gewerkschaften
dramatisch. Die offiziellen Ar-
beitslosenzahlen stiegen auf 4
Millionen (1994). In der Vereini-
gungskrise 1993/94 kürzten die
Unternehmer massenhaft die
übertariflichen Leistungen. Die
Gewerkschaften gerieten in die
Defensive. Die Mitgliederzahlen
gingen dramatisch zurück.
Klaus Zwickel, IG Metall Vorsit-
zender seit 1993, bot den Un-
ternehmern ein Bündnis für
Arbeit an. Trotz der Bereitschaft
der IG Metall zu Zugeständnis-
sen ließen die Arbeitgeber die-
ses Angebot ins Leere laufen. 
Um Arbeitsplätze zu retten,
mussten in Einzelfällen immer
wieder Abweichung von den Ta-
rifverträgen zugelassen wer-
den. Mit dem Pforzheimer
Abkommen (2004) wurden
dafür mit der Unternehmerseite
klare Regeln vereinbart. Die IG
Metall legt Wert darauf, dass
alle Entscheidungen von den
Mitgliedern vor Ort getragen
werden. So kann auch aus
schwierigen Situationen eine
stärkere Verankerung in den
Betrieben entstehen. 

Trotz der ungünstigen Rahmen-
bedingungen gelangen immer
wieder tarifpolitische Erfolge.
Der Bezirk Bayern drängte
schon seit langem darauf, eine
Vorreiterrolle in der Tarifrunde

spielen zu dürfen. Im Jahre
1995 setzten die Bayern dann
in einem hervorragend organ-
sierten, zweiwöchigen Arbeits-
kampf ein sehr gutes Tarif-
ergebnis durch. Damit hatten
sie endgültig den Schatten der
Niederlage in den 50er Jahren
hinter sich gelassen.   

Globalisierung
und internatio-
nale Gewerk-
schaftsarbeit

Der Zusammenbruch des sow-
jetischen Machtbereichs leitete
eine weitere Ausdehnung des
Weltmarktes ein. International
wurden Handelshemmnisse
abgebaut, und die Konkurrenz
auf den globalen Märkten ver-
schärfte sich. Die Unternehmen
errichteten weltweit neue
Standorte, globale Produktions-
ketten dehnten sich aus. 1992
wurde mit der EU ein Markt ge-
schaffen, der heute über 500
Millionen Menschen umfasst.
Für die Gewerkschaften bedeu-
tete dies eine enorme Heraus-
forderung. 

Die Konzernzentralen wussten
jederzeit, was in den fernsten
Niederlassungen passierte - die
Arbeitnehmervertreter kannten
sich nicht einmal. Die interna-
tionale Zusammenarbeit ist
eine der wichtigsten, aber auch
schwierigsten Fragen der heu-

tigen Gewerkschaftsarbeit. In-
zwischen bieten die Eurobe-
triebsräte neue Ansatzpunkte
für die Interessenvertretungen.
Bei VW entstand sogar der
erste Weltbetriebsrat. Wir
haben unsere Interessenvertre-
tung bei der EU in Brüssel aus-
gebaut. 

Mit ‚IndustriAll‘ ist außerdem ein
neuer Verbund der Industriege-
werkschaften geschaffen wor-
den. In der IG Metall entstand
ein Vorstandsbereich, der den
Schwerpunkt internationale Ge-
werkschaftsarbeit hat und vom
vormaligen Bevollmächtigten
der IG Metall Gera,  Wolfgang
Lemb, geleitet wird. Dies ist ein
großer Schritt vorwärts. Aber
von einer internationalen Hand-
lungsfähigkeit bis auf die Ebene
der Konzerne und Wertschöp-
fungsketten sind wir noch weit
entfernt.

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

2012 
Gründung von 

industriAll

1994
Vier Millionen Arbeitslose

2012
Gründung von IndustriAll
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Zusammenschluss
mit der Gewerk-
schaft Textil 
Bekleidung (GTB)
und der 
Gewerkschaft
Holz und 
Kunststoff (GHK) 

Die schwierige Wirtschaftslage
nach der deutschen Einheit
führte zu einem Fusionspro-
zess innerhalb der DGB-Ge-
werkschaften, aus dem unter
anderem die neue Dienstleis-
tungsgewerkschaft Ver.di her-
vorging (2001). 

Zwei traditionsreiche Gewerk-
schaften, deren Mitgliederbasis
durch das Schrumpfen ihrer Or-
ganisationsbereiche zu klein
geworden war, schlossen sich
der IG Metall an: Die Gewerk-
schaft Textil und Bekleidung
(GTB) 1998 und die Gewerk-
schaft Holz- und Kunststoff
(GHK). Damit dehnte sich die
IG Metall zum ersten Mal über
den Bereich der Metallindustrie
aus.

Neue Hoffnungen:
Die rot-grüne 
Koalition

Die Bildung der rot-grünen Ko-
alition 1998 weckte wieder
Hoffnungen. Anfangs schienen
sich diese Erwartungen auch
zu bestätigen. Die volle Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall
wurde wieder hergestellt. Aber
schon die Neufassung des  Be-
triebsverfassungsgesetzes 

2001 blieb deutlich hinter den
Erwartungen der Gewerkschaf-
ten zurück. In den Jahren 2002
und 2003 kürzte die rot-grüne
Bundesregierung mit den
Hartz–Gesetzen soziale Leis-
tungen drastisch mit dem Argu-
ment, damit die hohe Arbeits-
losigkeit zu bekämpfen. Arbeits-
rechte wurden verschlechtert,
Leiharbeit erleichtert und das
Arbeitslosengeld erheblich ein-
geschränkt, dazu eine bisher
nicht gekannte Kontrollbürokra-
tie geschaffen. Das Ziel, die Ar-
beitslosigkeit nennenswert zu
senken, wurde nicht erreicht. 

Erst als die Weltmarktkonjunk-
tur zwei Jahre später wieder
anzog, sanken die Arbeitslo-
senzahlen. Stattdessen ent-
stand in Deutschland der zweit-
größte Niedriglohnsektor aller
entwickelten Industrieländer
nach den USA. 1,6 Millionen
Kinder leben heute von Hartz
IV. Die soziale Ungleichheit
wuchs deutlich und gefährdet
den inneren Zusammenhalt der
Gesellschaft und  die wach-
sende Politikverdrossenheit die
Grundlagen der Demokratie.
Nach der Verabschiedung der
Hartz-Gesetze ging die IG Me-
tall auf deutliche Distanz zur 

rot-grünen Bun-
desregierung.
Jürgen Peters,
damaliger Vorsit-
zender der IG
Metall, kritisierte
die Entwicklung
scharf und griff
das dahinterste-
hende neolibe-
rale Denken an.
Eine der proble-
matischsten Fol-
gen war das
Ansteigen der
Leiharbeit und
anderer prekärer
Arbeitsverhält-
nisse. 

Die IG Metall entwickelte eine
Kampagne gegen den Miss-
brauch der Leiharbeit. Beson-
ders energisch setzte sich der
damalige NRW Bezirksleiter
Detlef Wetzel gegen solche Ar-
beitsverhältnisse ein, der 2013
zum IGM-Vorsitzenden gewählt
wurde. Nach langen Anstren-
gungen konnte endlich 2012
ein Tarifvertrag zur Regelung
der Leiharbeit abgeschlossen
werden. Die Arbeitgeber such-
ten nun nach neuen Möglich-
keiten, geregelte Arbeitsverhält-
nisse zu umgehen, z.B. Werk-

verträge. Der Kampf gegen pre-
käre Arbeit muss also weiter-
geführt werden.

2010
Resolution des Beirats 

der IG Metall gegen das 
Sparpaket der 

Bundesregierung

1998
Rot-Grüne Bundesregierung

2002/03
Hartz-Gesetze
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Herbst 2008: 
Die Finanzmarkt-
krise bestimmt das
Geschehen

Die Finanzmärkte waren zur be-
stimmenden Kraft in der Welt-
wirtschaft geworden. Nicht
wenige Menschen glaubten ihr-
en fantastischen Gewinnversp-
rechungen. Im Herbst 2008
platzten mitten in einer großen
Tarifbewegung der Metall- und
Elektroindustrie die Illusionen.
Die Finanzmarktkrise begann in
den USA und breitete

sich dann weltweit aus. Ganze
Banken verschwanden. Viele
Fondsbesitzer verloren ihr Geld.
In Deutschland ging die Indus-
trieproduktion um 25% zurück.
Für die IG Metall war das eine
dramatische Situation. Trotz
Wirtschaftseinbruch sammelte
sie sich um die Forderung: 

Keine Entlassungen in der Krise.
In ihrem Aktionsprogramm ‚Aktiv
aus der Krise‘ (März 2009) for-
derte sie einen öffentlichen In-
vestitionsfond als Schutzschirm
für die Betriebe, verbunden mit
neuen Mitbestimmungsmöglich-
keiten. Der IG-Metall Vorsit-
zende Berthold Huber ver-
handelte mit der Bundeskanzle-
rin. Mit Unterstützung der IG Me-

tall konnten drei wichtige
Forderungen durchgesetzt
werden: Die Abwrackprämie,
die den Einbruch in der Auto-
mobilindustrie abfederte, öf-
fentliche Finanzierungsmög-
lichkeiten, die den Unterneh-
men fehlende Kredite zur
Verfügung stellten und vor
allem die Verlängerung des
Kurzarbeitergeldes. Wieder
war die Arbeitszeit ein ent-
scheidendes Mittel, um den
Arbeitsmarkt zu stabilisieren
und Massenarbeitslosigkeit
zu verhindern. Die weniger
geschützten Leiharbeiter wur-

den allerdings oft entlassen. Die
befürchtete Massenarbeitslosig-
keit durch die Finanzmarktkrise
blieb aus. Weltweit sprachen
Ökonomen vom ‚deutschen Be-
schäftigungswunder‘.  Als die
globale Konjunktur wieder an-
sprang, konnten die deutschen
Unternehmen als erste zugrei-
fen, weil ihre Beschäftigten im
Betrieb geblieben waren.  Mit
der Finanzmarktkrise veränderte

sich das gesellschaftliche Klima.
Der Anteil der Gewerkschaften
an der Krisenlösung wurde in
der Öffentlichkeit positiv wahrge-
nommen. Das Gerede von den
„industriepolitischen Dinosau-
riern“ (gemeint waren damit die
Gewerkschaften) hatte ein
Ende. Es gab wieder Spielraum
für kapitalismuskritische Diskus-
sionen. Die IG Metall formulierte

in der Kurswechseldebatte ein
Szenario für einen sozialökolo-
gischen Wirtschaftsumbau, das
2012 auf einen Kongress in Ber-
lin mit internationalen Gewerk-
schaftsvertretern und Wissen-
schaftlern diskutiert wurde.
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2009 
Europapolitisches Memo-
randum der IG Metall

2011
Kurswechseldebatte 

2008
Warnstreik Tarifbewegung

in Kaiserslautern

2008/09
Finanzmarktkrise
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Opel kämpft um
das Überleben

Besonders dramatisch war die
Situation bei der General Mo-
tors-Tochter Opel. GM war im
Zug der Finanzmarktkrise zu-
sammengebrochen und musste
von der US-Regierung gestützt
werden. Eine Zeitlang schien
es so, als drohte Opel das Aus.
Drei Opel-Standorte – Kaisers-
lautern, Rüsselsheim und Ei-
senach - lagen im Bezirk
Frankfurt. Die Beschäftigten
waren aufs höchste alarmiert
und kampfbereit. Verschiedene
Modelle wurden diskutiert, ein-
schließlich einer Beteiligung der
Betriebsangehörigen am Unter-
nehmen.  

Die Betriebsräte, die Bevoll-
mächtigten, der Bezirksleiter
Armin Schild und der IG Metall-
Vorstand taten alles, was in
ihren Kräften stand, um eine
Katastrophe zu verhindern.
Landes- und Bundespolitik wur-
den eingespannt. Durch diese
Anstrengungen von Beschäftig-
ten und Gewerkschaft konnte
ein Lösungsweg gefunden wer-
den, bei dem das Unternehmen
wieder eine Zukunft hatte. Das
erforderte von den Beschäftig-
ten erhebliche Opfer. Der
Standort Bochum konnte nicht
gehalten werden. Aber das Un-
ternehmen überlebte und ist
wieder auf dem Weg in die
schwarzen Zahlen. Die Zahl der
Arbeitsplätze wächst. 

Die Trendwende

Vor allem gelang  nun die
Trendwende bei der Mitglieder-
entwicklung, an der die IG Me-
tall lange gearbeitet hatte. Die
Mitgliederzahlen wuchsen wie-
der. Es gelang sogar, in schwie-
rigen Bereichen wie Forschung
und Entwicklung besser Fuß zu
fassen. Der größte Erfolg aber
war der Zustrom junger Mitglie-
der. Das war die Antwort unter
anderem auf Zeitverträge und
schlechte Einstufung. Inzwi-
schen ist die IG Metall die
größte Jugendorganisation
Deutschlands.

Der Bezirk Frank-
furt stellt sich
neu auf

Auch im Bezirk Frankfurt waren
die Mitgliederzahlen in den Jah-
ren der Massenarbeitslosigkeit
zurückgegangen. Dazu kamen
große wirtschaftliche Struktur-
veränderungen. Im Rhein-
Main- Gebiet z.B. verschwan-
den viele traditionelle Industrie-
betriebe und der Dienstleis-
tungssektor wurde immer
bestimmender. Die Verwal-
tungsstellen versuchten trotz-
dem, ihre Dienstleistungen im
alten Umfang den Mitgliedern
zur Verfügung zu stellen. Das
war eine große Kraftanstren-
gung.  Manche Verwaltungs-
stellen schlossen sich zusam-
men, andere verabredeten
enge Kooperationen. 

Nordhessen kann auch auf die
Bildungsstätte Beverungen zu-
rückgreifen, die unter der Lei-
tung von Werner Kraus die
Zusammenarbeit mit den umlie-
genden Geschäftsstellen stark
ausgebaut hat. Sehr intensiv ist
auch die Zusammenarbeit der
saarländischen Geschäftsstel-
len mit der Arbeitskammer des
Saarlandes und der rheinland-
pfälzischen mit der dortigen
Technologie- und Beratungs-
stelle. Es gelang dem Bezirk
und den Verwaltungsstellen
nach und nach, den Mitglieder-
rückgang zu stoppen und eine
Trendwende einzuleiten. Be-
zirksleiter war seit 2005 Armin
Schild.  Sogar Verwaltungs-
oder, wie es heute heißt: „Ge-
schäftsstellen“, die eher im
ländlichen Raum liegen und
nicht von großbetrieblichen
Strukturen geprägt sind, wie
Betzdorf, Neuwied, Koblenz,
Trier, Bad Kreuznach konnten
Zuwächse erreichen. Auch die 

thüringischen Geschäftsstellen
entwickelten wieder eine posi-
tive Mitgliederbilanz. Beson-
ders erfreulich ist, dass immer
mehr Angestellte den Weg in
die IG Metall finden. 

Im Jahre 2012 änderte der Be-
zirk seinen althergebrachten
Namen und nannte sich – wie
es den veränderten geografi-
schen Verhältnissen entsprach
– ab jetzt Bezirk Mitte.

Seit Juli 2015 hat der Bezirk
Mitte einen neue Leiter, Jörg
Köhlinger. Von Anfang an stellte
Köhlinger klar: Die Arbeitszeit-
politik wird der wichtigste
Schwerpunkt der Gewerk-
schaftsarbeit in den nächsten
Jahren sein.

2012
Neues Logo nach der 
Namensänderung von 

Bezirk Frankfurt in Mitte

2012
Aus dem IG Metall Bezirk
Frankfurt wird Bezirk Mitte
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Arbeitszeitpolitik –
die wichtigste Auf-
gabe der nächsten
Jahre

Zwischen 1984 und 1995
wurde die 35-Stunden-Woche
erkämpft.  Heute liegen die
durchschnittlichen Arbeitszeiten
in der Metall- und Elektroindus-
trie wieder deutlich über 40
Stunden. Unsere Beschäftig-
tenbefragung hat noch einmal
deutlich gemacht: Die 35-Stun-
den Woche ist die Wunschar-
beitszeit für die überwältigende
Mehrheit der Beschäftigten. Wir
müssen uns die 35-Stunden-
Woche zurückerobern! 

Es geht nicht an, dass dauer-
haft  Überstunden gemacht
werden, statt Neueinstellungen,
dass  Millionen Arbeitsstunden
verfallen, ohne bezahlt zu wer-
den, dass  die  Arbeitszeit durch
die Auftragslage bestimmt wird
und kaum Rücksicht auf die Be-
dürfnisse der Arbeitnehmer ge-
nommen wird.  Wir brauchen
Lösungen für jungen Men-
schen, die Arbeit und Familie in
Einklang bringen wollen, für
Schichtarbeiter, für Menschen,
die pflegebedürftige Angehö-
rige haben oder sich qualifizie-
ren wollen, aber auch für
diejenigen, die nach der Fami-
lienphase wieder auf eine volle
Stelle wollen. Wir können uns
nicht mit der Rente ab 67 abfin-
den. Wir müssen an neuen,
besseren Regelungen für den
Altersausstieg arbeiten. Unsere
Arbeitszeitkampagne, so er-

klärte der neugewählte erste
Vorsitzende der IG Metall Jörg
Hofmann auf dem Gewerk-
schaftstag 2015 „zielt auf nicht
weniger als auf die Rückgewin-
nung der gewerkschaftlichen
und der persönlichen Souverä-
nität im Umgang mit der Zeit“
(Grundsatzreferat IG Metall Ge-
werkschaftstag 2015 S. 14).  

Tarifpolitik nach
der Krise

In den Jahren nach dem Ende
der Finanzmarktkrise ist es der
IG Metall gelungen, eine sehr
erfolgreiche Tarifpolitik zu be-
treiben. Sie wurde von einem
hohen Mobilisierungsgrad und
starken Warnstreikwellen getra-

gen. Besonders seit die Inflati-
onsraten gegen Null gesunken
sind, konnten hohe Reallohnzu-
wächse erzielt werden. Inzwi-
schen ist die Binnennachfrage
zu einem wichtigen Träger der
Konjunktur geworden.

Kampf gegen Rassis-
mus

Im letzten Jahr hat uns eine
sehr große Zahl von Flüchtlin-
gen aus den Bürgerkriegs- und
Kriegsregionen der Welt er-
reicht.  Rechtsradikale Kräfte
benutzen dies zur Mobilisierung
von Fremdenfeindlichkeit und
Ausländerhass. Mit der AfD
haben sich die Kräfte ein politi-
sches Sammelbecken geschaf-
fen. Wieder ist die IG Metall in
der Verteidigung ihrer politi-
schen Grundwerte gefordert.
Sie kämpft für das politische
Asyl und wird nicht zulassen,
dass die Flüchtlinge  gegen die
sozial Schwächeren unseres
Landes ausgespielt werden.
Deswegen haben wir uns der
Respekt! Kampagne ange-
schlossen. Die IG Metall sagt
nein zu jeder Art von Rassis-
mus. 

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

2015
Arbeitszeitpuzzle
Stand Bezirk Mitte bei der
TBS-Messe in Frankenthal

2015
Bürgerkriegsflüchtlinge aus 
Syrien
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Mitgliederent-
wicklung und 
Tarifbindung

Wir stehen heute vor großen
Aufgaben. Den Organisations-
grad, den die IG Metall in den
80er Jahren besaß, haben wir
bis jetzt nicht wieder erreicht.
Noch gibt es viele Betriebe, die
keinen Betriebsrat besitzen. In
manchen Branchen und Be-
schäftigungsgruppen sind wir
nach wie vor schwach vertre-
ten. 

Die Stärkung der Mitgliederba-
sis ist die entscheidende Vo-
raussetzung für die Durch-
setzung aller Ziele, die wir uns
vorgenommen haben.  Das
gleiche gilt für die Tarifbindung.
Sie lag Ende der 80er Jahr bei
über 70%, heute ist es in Ge-
samtdeutschland im Durch-
schnitt nur noch 52 Prozent,
auch wenn es hier eine Wende
zum Besseren gegeben hat.
Auch in der Vergangenheit
musste im Bezirk Frankfurt
immer wieder um die Tarifbin-
dung gekämpft werden. Nur
eines von vielen Beispielen: Im
September 2008 musste die
Belegschaft der Vacuum-
schmelze in Hanau unter der
Leitung von Conny Gramm und
Michael Pilz sechs Tage strei-
ken, um das Unternehmen im
Tarifvertrag zu halten. Wir müs-
sen jede Tarifrunde, jede Kam-
pagne und jeden geeigneten
betrieblichen Konflikt dazu nut-
zen, um die Tarifbindung zu er-
höhen.

Prekäre Beschäfti-
gung und Arbeits-
losigkeit

Wir haben vor 3 Jahren eine
umfangreiche  Beschäftigten-
befragung durchgeführt: Ganz
oben auf der Liste stehen si-
chere Arbeitsverhältnisse. Nach
wie vor haben wir um die Stam-
mbelegschaften herum einen
breiten Korridor von befristet
Beschäftigten, Leiharbeit, Werk-
verträgen, Praktika und Mini-
jobs. Dazu tariflose Billiganbie-
ter, oft in outgesourcten Be-
triebsteilen.bNiedriglöhne und
ungesicherte Beschäftigung
müssen zurückgedrängt wer-
den. Wir brauchen klare Ar-
beitsverhältnisse als Grundlage
für ein planbares, erfülltes
Leben. 

Immer noch haben wir fast 3 Mil-
lionen registrierte und etwa 4
Millionen tatsächliche Arbeits-
lose. Die dürfen nicht aus dem
Blick geraten.
Wir werden um
Beschäftigungs-
sicherung ringen
und müssen uns
für eine offensive
Wirtschaftspoli-
tik, die Arbeits-
plätze schafft,
einsetzen.  
Wir brauchen ei-
ne Arbeitszeit-
politik, die Neu-
einstellungen er-
zwingt.

Struktur- und 
Beschäftigungs-
politik

Oft genug hat die IG Metall in
den letzten Jahrzehnten durch
alternative Wirtschaftspläne,
eingeforderte Investitionen und
Beschäftigungspakte Arbeits-
plätze und ganze Betriebe ge-
rettet. 

Auf regionaler Ebene hat die
IG Metall immer wieder ver-
sucht - in Zusammenarbeit mit
anderen Akteuren - durch ver-
besserte Infrastruktur, Verbrei-
terung der Ausbildungsange-
bote,  Beratungseinrichtungen,
Ausbau von Forschungs- und
Entwicklungsinstitute u.a. in-
dustrielle Arbeitsplätze zu er-
halten und zu sichern. 

Die  Umwälzungsprozesse in
den Industriebetrieben gehen
mit unverminderter Dynamik
weiter. Das erfordert von uns
eine strategische Diskussion
über die Gestaltung einer sozial
und ökologisch verantwor-
tungsvollen Wirtschaftsentwick-
lung. 

Dies ist auch aufgrund der heu-
tigen Struktur unseres Bezirkes
notwendig, in dem die Automo-
bilzulieferindustrie und die
Stahlindustrie hohe Bedeutung
haben - zwei Branchen, die
stark unter dem Druck interna-
tionaler Konkurrenz stehen.
Der Erhalt der Arbeitsplätze
muss hier ständig neu erkämpft
werden.

2010
Start der IG Metall 

Kampagne Gleiche Arbeit -
Gleiches Geld

September 2008
Arbeitskampf in Hanau
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Gute Arbeit

In der gewerkschaftlichen Ar-
beit spielte Arbeitsleistung und
-belastung immer eine große
Rolle. Es ging um gute Arbeits-
bedingungen, gesicherte Be-
schäftigungsverhältnisse und
die Festlegung einer humanen
Leistung, die den Erhalt der Ar-
beitskraft über ein ganzes Ar-
beitsleben sichert.  

In den letzten Jahren hat eine
enorme Intensivierung der Ar-
beit stattgefunden, verbunden
mit immer differenzierteren
Kontrollsystemen. 

Vor allem die psychischen Be-
lastungen wachsen, inzwischen
machen sie 42% der  Ursachen
von Berufsunfähigkeit aus.
Umso mehr müssen wir in den
nächsten Jahren für unser Leit-
bild einer ‚gute Arbeit‘ kämpfen.
Umso wichtiger ist die von
Hans Jürgen Urban auf den
Weg gebrachte Initiative zu
einer Anti-Stress-Verordnung.
Auch der Kampf für unser Leit-
bild einer ‚guten Arbeit‘ wird in
den nächsten Jahren an Be-
deutung gewinnen.

Schlüsselfrage 
Bildung

Die Umwälzungen, die sich un-
ter dem Vorzeichen Industrie
4.0 ankündigen, erfordern neue
Gestaltungswege in der Arbeits-
welt, die erst in Ansätzen er-

kennbar sind. Sicher ist, dass
Qualifizierung hier eine große
Rolle spielen wird. Das Thema
Bildung wird für uns an Bedeu-
tung gewinnen. Nach wie vor ist
die Bundesrepublik das Land,
in dem der Bildungsabschluss
der Eltern am stärksten über
die Bildungswege der Kinder
entscheidet. Die berufliche
Erstausbildung muss besser
gefördert und auf eine breitere
Basis gestellt werden. Es kann
nicht sein, dass mehr als 20%
der Jugendlichen keine abge-
schlossene Berufsausbildung
erreichen. Die berufliche Wei-
terbildung ist unterfinanziert
und  muss allen Beschäftigten-
gruppen in ausreichendem
Maße zur Verfügung stehen. 

Politisch Einfluss
nehmen

Diese Anliegen sind meistens
nur in einem Zusammenspiel
von Betriebspolitik, Tarifpolitik
und Regierungspolitik zu bewe-
gen. Man sieht es deutlich in der
Frage der Leiharbeit. Am Anfang
standen betriebliche Vereinba-
rungen, dann folgte ein Tarifab-
schluss und inzwischen wird
über ein Gesetz verhandelt. Das
heißt, das Wort der IG Metall
muss politisches Gewicht haben.
Dazu brauchen wir eine politisch
wache und handlungsfähige Mit-
glieder. Das gilt ganz besonders
für die großen Fragen, die in
Europa oder den internationalen
Wirtschaftsbeziehungen anste-
hen, wie TTIP.  Für die Bewälti-
gung der Zukunft muss die IG
Metall politischer werden.

Demokratie  
stärken

Wir erleben seit längeren eine
Krise der Demokratie. Die Un-
gleichheit im Lande wächst und
das Gefühl, abgehängt zu sein
und keinen Einfluss mehr auf
den Gang der Dinge zu haben,
steigt ebenfalls. Die politischen
Parteien verlieren ihre Veranke-
rung in der Bevölkerung.  Hier
kommt den Gewerkschaften
eine große Verantwortung zu,
gerade auch der IG Metall. Weil
sie breite Arbeitnehmerschich-
ten erreichen. 

Unsere Mitglieder können am
Arbeitsplatz, in den Nachbar-
schaften in den Vereinen den
rechtspopulistischen Stamm-
tischparolen entgegen treten
und Wege zu einer weltoffenen
und zugleich sozial gerechten
Gesellschaft zeigen. 

125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen
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Logo der Kampage 

„Arbeit: Sicher und fair“ 
der IG Metall



125 Jahre Metallarbeitergewerkschaft - Vorwärts und nicht vergessen

Historische Ereignisse

42

Beteiligungsge-
werkschaft sein

Dies alles können wir nur, wenn
wir selber ein hohes Maß  Be-
teiligung ermöglichen, wenn wir
Räume für Erfahrungsaus-
tausch schaffen – hier spielt die
Bildungsarbeit eine wichtige
Rolle – wenn es Orte zum Mit-
machen und Mitentscheiden
gibt.  Die eigene demokratische
Kultur  ist das beste Mittel, um
den Erfahrungsreichtum und
Fähigkeiten unserer Mitglieder
zur Entfaltung kommen zu las-
sen und die Demokratie zu
stärken.

Ein starkes 
Fundament für die
Zukunft

Blicken wir noch einmal zurück
in die Geschichte und gehen
auf den Ausgangspunkt 1891,
die Gründung des DMV zurück.
Lohnabhängig zu sein in der
Metallindustrie bedeutete: 11
Stunden Arbeit an 6 Tagen die
Woche, kein Urlaub, fast keine
soziale Absicherung, keine Mit-
bestimmung und Löhne knapp
am Existenzminimum.  Ver-
gleicht man dies mit heute,
kann man ohne Einschränkung
sagen: 125 Jahre Gewerk-
schaftsarbeit haben sich ge-
lohnt. 

Alle diese Errungenschaften
mussten hart erstritten werden.
Das war kein einfacher und
gradliniger Weg. Dahinter ste-

hen das Aufbegehren, der
Kampfgeist und die Opfer, die
ganze Generationen von Ge-
werkschafterinnen und Ge-
werkschaften gebracht haben.
Ihnen gebührt unser Respekt. 

Der Deutsche Metallarbeiter-
Verband und die IG Metall
haben Geschichte geschrie-
ben. Darauf können wir stolz
sein. Ein starkes Fundament,
auf das wir für die Herausforde-
rungen der Zukunft aufbauen
können.

2015
Tarifbewegung 
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